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Nr. 36. Halle, Dienstag den 12. Februar 1918. 2. Jahrgang.

Ein deutſches Altimatum an Rumänien.
m

Nach einer Havasmeldung aus Jaſſy ſchickte Mackenſen am 6. Februar im Namen der deutſchen Regierung an die rumäniſche
Regierung ein Ultimatum, in dem er dieſer eine Friſt von vier Tagen für den Eintritt in die Friedensver handlungen feſtſetzt.
Der rumäniſche Miniſterrat verſammelte ſich ſofort, und nach einer langen Beratung bot er dem König ſeine Demiſſion an, die an
genommen wurde.

Jn Beurteilung' des W mit der Ukraine werden hauptſächlich drei Momente hervorgehoben: die Verkürzung unſerer Oſtfront, die Ein
wirkung auf Rumänien im Sinne des riedensſchluſſes und die wirtſchaftliche Erleichterung für die Mittelmächte. Rumänien iſt jetzt vollſtändig abge-
ſchnitten und es muß angenommen werden, daß die Ukraine durch ihr Gebiet keinen Transport von Kriegsmaterial dulden wird. Das Schickſal Rumäniens wäre
daher beſiegelt und man kann den baldigſten Abſchluß des Friedens mit Rumänien erwarten.

Die deutſche Heeresleitung zur Friedens
erklärung

Die Telegraphenunion berichtet aus Berlin vom
11. Februar:

Die Oberſte Heeresleitung ſteht auf dem Standpunkt,
daß der von Herrn Trotzki in Breſt-Litowſk gemachte Vor-
ſchlag nach keiner Richtung hin als ein ehrliches Friedens
angebot betrachtet werden kann, ſondern daß er nur ein neues
Verſchleppungsmanöver darſtellt, das den Zweck hat, vor der
Welt uns die Verantwortung für die mit Rückſicht auf unſere
militäriſche Lage zu treffenden Maßnahmen aufzubürden.
Wie es die Herren in Petersburg meinen, geht aus einem

De ſiſchen Truppen allfgefordert werden, die deutſchen
ruppen zur Ermordung ihrer Offiziere aufzuhetzen. So

lange unſere Gegner nicht den ernſten und ehrlichen Willen
gefunden, einen wirklichen Frieden zu ſchließen, und ſolange
Ken Garantien geben, daß ſie von der niederträchtigen

influſſung des deutſchen Volkes abſehen, können wir uns
auf keine Verhandlungen mehr einlaſſen. Das Gebot der
Stunde für unſere Oberſte Heeresleitung geht dahin, in kür
zeſter Friſt abſolute Klarheit zu ſchaffen, da unſere miſitä-
riſche Lage es nicht duldet, der bisher von den Ruſſen geübten
Verſchleppungstaktik weiter untätig zuzuſehen.
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Die Kölniſche Zeitung ſchreibt zur Beendigung
des Kriegszuſtandes im Oſten: Einen ſchlagenderen Beweis
für die große Tragweite des mit der Ukraine abgeſchloſſenen

kann man ſich nicht denken, als daß einen Tag ſpäter
err Trotzki im Namen des noch von Petersburg abhängigen

Teiles Rußlands den Krieggszuſtand mit den Mächten des
Vierbundes als beendet erklärt. Die Erklärung Trotzkis be
deutet jedenfalls zunächſt den er auf weitere Verhand
lungen auf der Grundlage der Breſt-Litowſker Konferenz.
Wenn wir den Schritt, den er getan hat, richtig auslegen, ſo
iſt er dahin zu verſtehen, daß Trotzki das zweckloſe weitere
eigenſinnige ſeiner Auffaſſung vom Selbſtbeſtim-
mungsrecht der Völker einſieht und einem drohenden Ulti-
matum des Vierbundes ausweichen wollte, daß er es aber
anderſeits nicht über ſich bringen kann, ſeinen bisherigen
Standpunkt preiszugeben und dem Vierbund Zugeſtändniſſe
zu machen. Er hat den Kürzeren gezogen, die Machtverhält-
niſſe und Tatſachen, die er ſo eifrig zu ignorieren ſich be
mühte, haben ſich nun geltend gemacht.

Die Kölniſche Polkszeitung führt aus: Die
Verhandlungen in BreſtLitowsk haben uns nicht nur Freude,
ſondern auch wünſchenswerte Klarheit darüber gebracht, wie
wir mit den Leuten, die noch in Nordrußland das Ruder
führen, daran ſind. Wir wiſſen ganz genau, was ſie wollen,
und können uns danach einrichten, denn darüber kann kein

r beſtehen, daß die Bolſchewiki, wenn ſie auch den
rieg mit den Waffen als beendet erklärt haben, den Krieg

mit aufreizenden, revolutionären Worten gegen uns fort
ſetzen und erſt recht beginnen wollen. Wie der vertragloſe

riede, in dem wir jetzt mit den Bolſchewiki Großrußlands
eben, ſich weiter entwickelt, bleibt abzuwarten. Herr Trotzki
hat für die Ausgeſtaltung der Beziehungen auf den Weg un
mittelbarer Verhandlungen von Regierung zu Regierung ver
wieſen; man darf erwarten, daß unſere Unterhändler, wie ſie
bisher die unter ſo neuartigen Umſtänden verlaufenden

riedensverhandlungen zu dem erreichbaren Ziel geführt
haben, auch bei den weiteren Beſprechungen die deutſchen

ntereſſen auf das entſchiedenſte wahren werden.

Der Korreſpondent des Berliner Tageblattes
berichtet aus dem Kriegspreſſequartier: Schon vor der Frie
denserklärung Trotzkis begann ſich die ruſſiſche Demobili-
ſation als Folge der inneren Auflöſung zu vollziehen. Jm
ukwainiſch- rumäniſchen Grenzgebiet begegnete ich den ab-

ehenden Kolonen der Ruſſen, die die rumäniſche Front ver
tärkten. Das zur 8. Armee gehörende 18. Korps unter dem
General Sytin machte noch einen letzten Verſuch, die rumä-
niſche Front zu durchbrechen, mußte aber, blutig zurückge-
wieſen, ebenfalls zurückkehren und trat bei Radautz auf öſter
reichiſchen Boden. Auf die Frage, wie er ſich die künftige
Geſtaltung Europas denke, antwortete Sytin: was die
Ukraine betreffe, ſo iſt es kein Zweifel, daß ſie als erſter den

os hervor, indem

Trotzkirotzkis.
Frieden geſchloſſen habe. Die Ukraine iſt die mächtigſte anti
bolſchewiſtiſche Bewegung und ich ſehe in ihr eine große Jdee,
die bald greifbare Formen annehmen wird.

Die Germania ſchreibt: Für uns bleibt der Kriegs
zuſtand rechtlich beſtehen. Wir haben uns nur darüber
ſchlüſſig zu machen, wie weit wir der ruſſiſchen Erklärung
folgen wollen. Ebenſo bleibt unſere Beſetzung der im Oſten
eroberten Gebiete beſtehen. Wir müſſen nun möglichſt ſchnell
die Selbſtbeſtimmung der ruſſiſchen Völker verwirklichen.
Das iſt die große Aufgabe, vor die uns der „bedingungsloſe“
Frieden der Bolſchewiki im Oſten ſtellt. 8
Der Zuſatzvertrag mit der Akraine.

Der Wortlaut des deutſchukvainiſchen Friedensvertrages
bringt keine Ueberraſchungen. Er beruht, wie das ſelbſt
verſtändlich war, auf der Grundlage des Verzichts auf An
nexionen und Entſchädigungen. Territorial greift die neue
Ukraine weit nach Norden aus, ſo daß ſich der Polen eine
ſtarke Unzufriedenheit bemächtigt hat. Wirtſchaftlich iſt der
Verkehr von Regierung zu Regierung vorgeſehen, ſoweit
es ſich um die Produkte handelt, die hüben und drüben ge-
meinwirtſchaftlich verwaltet werden. Sonſt iſt der alte ruſſi-
ſche Handelsvertrag in weſentlichen Punkten wieder in Kraft
geſetzt, aber Deutſchland und Oeſterreich- Ungarn das Recht
zu einer engeren Zollgemeinſchaft, zum Zuſammenſchluß
Mittel-Uuropas ausdrücklich vorbehalten.

Ein beſonderer deutſch-ukraniſcher Zuſatzvertrag
regelt eine Anzahl von Rechts- und Wirtſchaftsfragen in be-
merkenswerter Weiſe. Die gegenſeitigen Kriegsausnahme-
geſetze gegen Privatperſonen werden zurückgenommen und
den dadurch Geſchädigten wird Entſchädigung gewährt. Da-
bei iſt nun ein ſchwieriges Problem aufgetaucht? die Ukraine
wird bekanntlich ſozialiſtiſch regiert, ſie hat das Land und die
Bodenſchätze verſtagtlicht. Durch dieſe Enteignung der Kapi-
taliſten ſind natürlich auch deutſche Grundbeſitzer und Fabrik-
inhaber oder Aktionäre mit betroffen worden. Die Ent
eignung iſt im allgemeinen ohne Entſchädigung erfolgt.
Sollen nun die davon betroffenen deutſchen Kapitaliſten ent
ſchädigt werden? Die Frage iſt offen geblieben, und wir be
grüßen es, daß die deutſche Regierung nicht auf der Entſchä-
digung beſtanden hat. Sie hat dadurch gezeigt, daß ſie nicht
an kapitaliſtiſchen Rückſichten einen Frieden ſcheitern läßt
oder verzögert.

Vertrag mit Rußland
über die Heimſchaffung der dienſtuntauglichen

Kriegsgefangenen.
Die in Petersburg S Beratungen über Gefangenen

fragen haben nach längeren Verhandlungen zunächſt zur Unter
zeichnung eines Abkommens geführt, wonach die beiderſeitigen
iehſuntang ren Kriegsgefangenen möglichſt bald in ihre
Heimat überführt werden ſollen. Entſprechende Abkommen
mit Rußland ſind auch von den gleichfalls in Petersburg an-
weſenden öſterreichiſch-ungariſchen, bulgariſchen und türkiſchen Ver
tretern unterzeichnet worden. Bei den zur Zeit in Rußland herr-
ſchenden Verkehrsverhältniſſen wird man freilich mit nicht un
erheblichen Verzögerungen in der Ausführung des Trans-
ortes dere müſſen. Doch iſt zu hoffen, daß es gelingen wird,
ie n dieſer Richtung beſtehenden Schwierigkeiten in verhältnis-

mäßig kurzer Zeit zu beheben.

Ein ruſſiſcher Funkſpruch an alle.
Vom Kommiſſar für auswärtige Angelegenheiten. Jndem er

als unzuläſſig erachtet, daß auf die ruſſiſchen Bürger in England
die r zur engliſchen Armee und Delegierung zu
irgend einem auswärtigen Staate angewandt wird, überhaupt
das Recht der Zwangszuziehung ruſſiſcher Bürger zum Heeres
dienſt, hat der Volks ommiſſar für auswärtige Angelegenheiten
den bevollmächtigten Vertreter in London, den Kameraden Lit-
winow, beauf der rigen Regierung vorzuſtellen, ſie
ſolle mitteilen, welche Schritte ſie zu unternehmen gedenkt, in
Anbetracht der Konventionen, die mit der Kerenſkis
über dieſe Frage geſchloſſen worden ſind. Er ſoll ferner die Hoff-
s ausdrücken, daß auf dieſem Boden es zu keinen Mißver-
tändniſſen zwiſchen England und Rußland kommen wird, und
aß England von ſolchen Maßnahmen abſtehen werde, die zu ähnichen Rivverſtandniſſen jüen önnten. he

Eine Gefahr für die Brot
verſorgung.

Immer drohender wird der Rückgang der Getreide und Kartoffel
anbaufläche. Die Rübe dagegen iſt Trumpf. Wollte es das Unglück,
daß ſich mit der rückläufigen Tendenz eine ſchlechte Ernte verbindet,
ſo müßte die Volksernährung aufs äußerſte gefährdet werden. Es iſt
unverſtändlich, daß die maßgebenden Stellen dieſer gefährlichen Ent
wicklung ſo wenig Beachtung ſchenken. Durch die verfehlte Preisge-
ſtaltung für Rüben aller Art wird dem Erzeuger der Konjunkturanbau
von Hackfrüchten gradezu aufgedrängt.

Jn dem Augenblick, da eine einfache Berechnung ergab, daß der
Anbau von Rüben eine höhere Rentobilität ergab als die gleiche An
baufläche mit Körnerfrucht oder Kartoffeln, war für den Erzeuger die
Frage der Anbauwahl entſchieden.

Der Kartoffel und Getreideban geht von Jahr zu Jahr mehr zu
rück zugunſten der Rüben. Leſder verbiekel ſich aus bekannten Gründen
ein zahlenmäßiger Nachweis dieſer Takſache. Indeſſen mag als charak
teriſtiſches Beiſpiel dafür die Einwirkung der Preiſe auf die Produktion
die Tatſache angeführt werden, daß auch im Jahre 1915 die Anbau-
fläche für Getreide und Kartoffeln als Folge der enormen Preisſteige-
rungen eine ganz erhebliche Zunahme aufwies und zwar beide auf
Koſten der übrigen Hackfrüchte, deren Verminderung damals bei den
noch vorhandenen Vorräten an Futtermitteln und dem geſteigerten Kar
toffelanbau kaum ins Gewicht fiel, im Gegenteil ſich für den Erzeuger
inſofern lohnend geſtaltete, als die vermehrte Kartoffelproduktion nicht
nur materiell einen größeren Gewinn in Ausſicht ſtellte, ſondern zu
gleich auch einen vollwertigen Futterausgleich für die verminderte Rü-
benproduktion bot.

Intereſſierte Kreiſe fordern heute als Ausgleich eine Erhöhung
der Getreide- und Kartoffelpreiſe als am meiſten erfolg
verſprechendes Anreizmittel zum vermehrten Anbau von Getreide und
Kartoffeln. Dieſes Anreizmittel aber iſt ſeit Kriegsbeginn faſt alljähr-
lich zur Anwendung gekommen, ohne doch den ſtändigen Rückgang ver
hütet zu haben.

Die folgenden Berechnungen zeigen mit aller Deutlichkeit, daß der
ungerechtfertigt hohe Rübenpreis mit Notwendigkeit eine Verminderung
des Getreide und Kartoffelanbaus zur Folge haben muß. Dabei ſind
die Höchſtpreiſe zugrunde gelegt. Bedenkt man indeſſen, daß Rüben zu

Höchſtpreiſen kaum zu haben ſind, daß ſelbſt Kommunalverbände weſent
lich darüber hinauszugehen gezwungen ſind, ſo verſchiebt ſich das Bild

noch weiter zugunſten der Rüben.

Getreidebau: Koſten für die Bewirtſchaftung eines Hektars
(Saatgut, Düngung, Bebauung, Ernteabfuhr, Druſch uſw.) 660 M.
Erlös für geerntete Frucht 760 800 M. Reinverdienſt 100-—-140 M.

Kartoffelanbau: Weirtſchaftsunkoſten 1200 M., Geſamter-
trag 1680 M. Reinverdienſt 480 M.

Rübenanbau: Geſamtunkoſten 1400 M., Ertrag 2400 M.
Reinverdienſt 1000 M.

Dieſe Ziffern gelten nach fachmänniſcher Beurteilung als einwand-

frei; ſie verſchieben ſich natürlich je nach Bodenbeſchaffenheit, Kultur
uſw. Die Schlußfolgerung aus dieſen Gegenüberſtellungen lautet mit
zwingender Notwendigkeit: Herabſetzung der Rübenpreiſe oder Mindeſi
beſchränkung des Anbaus von Räben, in der Weiſe, daß durch behörd
liche Anordnung eine je nach Klima und Bodenbeſchaffenheit zu beſtim
mende prozentuale Einſchränkung feſtgelegt wird, wie es beiſpielsweiſe
ſchon bei der Produktion von Zuckerrüben der Fall iſt. Da der Er
zeuger nach der Bundesratsverordnung vom 31. März 1917 (Sicherung
der Ackerbeſtellung) die ſo freiwerdende Fläche bebauen muß, ſo er
gibt ſich ganz von ſelbſt ein vermehrter Anbau entweder an Kar-
toffeln oder an Getreide. Da ſich die Regierung ſchärferen Eingrif
fen gegenüber ablehnend verhält, ſo iſt dieſe negative Auslegung des
Begriffs Anbauzwang das mindeſte, was getan werden muß. Die aus
reichende Bereitſtellung von Saatgut, Düngemitteln, Geſpannen und
Arbeitskräften müßte natürlich nebenher gehen.

Der jetzt durch den einſeitigen Rübenanbau am Boden betriebene
Raubbau ſtellt nicht nur die Volksernährung vor eine äußerſt ſchwere
Gefahr, ſondern bedeutet auch eine erhebliche Erſchwerung der Ueber
gangswirtſchaft, da der Boden zur Wiedererlangung ſeiner früheren
Leiſtungsfähigkeit jahrelang ſorgfältigſter Pflege bedürfen wird.

Soll die Volksernährung, die durch all die ſchlimmen Erſcheinungen
des Wuchers und des Schleichhandels faſt auf das äußerſte Minimum
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Ferabgedrückt iſi, nicht noch Wruer verſchiechtert werden, ſo darf neven

der Forderung auf ſchärfere Ausgeſtaltung der öffenllichen Wirtſchaft
nicht die andere vergeſſen werden: Jurückdrängung der Räben zugun
ſten des Geireides und der Kartoffeln.

Die Kartoffelverſorgung bis zur
neuen Grnute.

Die Verſorgung der ni Wir n Bevölkerung mit
Kartoffeln i für das Erntejahr 1017/18 auf Grundlage einer g.
weiſung von 1 Pfund auf den Kopf und aufgebaut. Das Ver
langen, die wechentliche Kopfmenge von 7 auf 10 Pfund 3 erhöhen,
das in Tr etrege der rei Ernte vielfach und nachdrücklich geſtellt
worden war, blleb unerfüllt. Das Kriegsernährungsamt vertrat den
Standpunkt, daß ſich nicht mit Sicherheit überſehen laſſe, ob eine ſolche
Erhöhung auch wirklich durchführbar ſei und daß nicht mehr zugeſagt
werden dürfe, als mit Sicherheit gehalten werden könne. Von den
Ausnahmen, die dabei zugelaſſen oder in Ausſicht geſtellt worden ſind

vermehrte Zuweiſung an die Schwerarbeiter uſw. ſoll hier
die Rede ſein. Der Grundſatz, daß mit Papierkartoffeln dem Ver

ucher nicht gedient ſei, es alſo zwecklos oder gar nachteilig ſei, wenn
artoffeln werden, die hinterher nicht geliefert werden können,

de Anerkennung gefunden, und die Bevölkerung hat ſich an den Gn
nken gewöhnt, daß ſie ſich auf einen Tagesverbrauch von 1 Pfund

einzurichten habe. Sie vertraut dabei aber auch darauf, daß dieſe
Menge ihr unter allen Umſtänden geliefert werde. Für den erſten,
bis zum 1. März laufenden Verſorgungsabſchnitt, iſt ſie mit dem ihr
zuſtehenden Quantum auch tatſächlich beliefert worden. Sache des ein-
zelnen war es, hauszuhalten und ſich ſo einzuteilen, daß er ausreichte,
wobei allerdings nicht zu vergeſſen iſt, daß in nicht ſeltenen Fällen die
Beſchaffenheit der im Herbſt gelieferten Kartoffeln das Haushalten ſehr
erſchwerte. Die Frage und für die Gemeinden ein Gegenſtand der
Sorge iſt es nun, ob die Belieferung auch für den Reſt des Ernte-
jahre s, alſo für die Zeit vom 1. März bis 30. Juli, ſich ſo glatt und
eſichert vollziehen wird, wie es für die jetzt zu Ende gehende erſte

lfte im großen und ganzen der Fall war.
Der vom Kriegsernährungsamt ſeinerzeßt angeregte Verſuch, Liefe

cungsverträge abzuſchließen, hat ſich auch da, wo dieſe Anregung einem
Entgegenkommen der Städte begegnete, im weſentlichen als ein Fehl-
ſchlag erwieſen. Der Abſchluß ſolcher Verträge ſcheiterte vor allem an
der Weigerung der Erzeuger, eine Lieferungs ver pflichtung ein-
ugehen, während ſie natürlich bereit waren, die für den Abſchluß ſol-

Verträge vorgeſehene Sondervergütung ſich zuſichern zu laſſen, ja
zum Teil noch darüber hinausgehende Anſprüche ſtellten. An einer
einſeitigen Bindung aber hatten und haben die Bedarfsgemeinden kein
Jntereſſe; Verträge auf ſolcher Grundlage würden die Verſorgung der
Bürger um nichts ſicherer ſtellen, als es auf Grund des beſtehenden
behördlichen Umlageverfahrens ohnehin ſchon der Fall iſt. Jmmerhin

ben ſich zahlreiche Gemeinden auch ohne Vertragsabſchluß zur Zah-
ung eines Aufgelds neben dem behördlich feſtgeſetzten Höchſtpreis ver-
eng das in ſeiner Höhe etwa dem a der ſeit 15. Dezember

Wegfall gekommenen Schnelligkeitsprämie zuzüglich Zufuhrver-
gütung entſpricht.

Wird nun auf Grund der ſo geordneten Preiſe mit einer aus-
reichenden und geregelten Verſorgung auch im zweiten Teil der Ver
orgungsperiode gerechnet werden können? Es gibt Kreiſe, die dieſe

rage nicht mit einem ganz runden Ja beantworten möchten. Sie ver-
weiſen auf Schwierigkeiten, die manche Lieferungskreiſe jetzt ſchon machen
indem ſie auf Lieferungen verweiſen, die gewiſſermaßen außeretat-
mäßig von ihnen gefordert worden ſind, namentlich für Zwecke der
Verſorgung des Heeres, und zwar nicht nur der Soldaten, ſondern
auch der Pferde. Es ſcheint aber, daß daneben größere Mengen als
zuläſſig in der eigenen Wirtſchaſt nicht nur bereits verbraucht, ſondern
für die gleichen Zwecke weiter zurückgehalten werden; und zu einem
Teil endlich iſt zweifellos auch die Abſicht beſtimmend, noch höhere
Preiſe als die jetzt zugebilligten erzielen zu können, wenn nicht auf
regulärem Wege, ſo auf dem des Schleichhandels, der immer kühner
ſein Haupt erhebt. Demgegenüber muß es die Pflicht und Aufgabe der
Behörden, der leitenden wie der ausführenden, in ganz beſonderem
Maße ſein mit allem Nachdruck dafür zu ſorgen, daß die Kartoffelver
ſorgung für den Reſt des Erntejahres geſichert bleibt und nicht wieder
auf die ſchwankende Baſis der Zuweiſung von Woche zu Woche ge
rät, wie wir es bisher wiederholt im Kriege erlebt haben. Die Be
völkerung würde es gewiß verſtehen, wenn vorübergehend zu dem
Mittel einer nur abſchlagsweiſen Belieferung gegriffen werden müßte,
ie würde es aber nicht e wenn die Verſorgung aus der

ahn regelmäßiger und geordneter Belieferung geworfen würde, zu
mal in einem Jahre, das eine Rekordernte aufzuweiſen hatte. Und
auf ein anderes ſei hier gleich hingewieſen. Die Schwierigkeiten der
Befriedigung ſind materiell und ideell am größten in den großen
Städten mit ihrer t r r Denn hier iſt die Verſorgung
des einzelnen mit Lebensmittelvorrälen aller Art aus naheliegenden
Gründen nicht ſo gut fundiert wie in den kleinen Städten und erſt recht
nicht wie auf dem Lande. Es iſt deshalb kein unbilliges Verlangen,
und es liegt im wohlverſtandenen Intereſſe der Geſamtheit, wenn
Vorſorge für eine raſche, regelmäßige und ausreichende Verſorgung,vor allem der großen Städte und der Jnduſtriegebiete, mit Koriofſeln

offen wird. Denn wie ſchon geſagt: mit der Tatſache, daß auf den
f und Tag nur ein Pfund gegeben werden kann, haben ſich die

Städter abgefunden, ſie erwarten und verlangen nun aber auch, daß
die ihnen zugeſtandene, knappe Ralion wirklich gelieferk werde.

(Fr. Zig.)

Der Frieden mit der Akraine
iſt in Deutſchland ohne Ueberſchwang, aber auch ohne Gering
ſchätzung aufgenommen worden. Auch den wirtſchaftlichen
Nutzen des Vertrages für die Mittelmächte darf nicht über-
ſchätzt werden. Wohl iſt die Ukraine eins der fruchtbarſten
und rohſtoffreichſten Länder der Welt, aber wir wiſſen nicht,
welche Vorräte gegenwärtig vorhanden ſind, wieviel von ihnen
freizuſtellen der Bürgerkrieg geſtatten wird, und wie ſich die
Transportmöglichkeiten für das Heranſchaffen etwa gekaufter
Lebensmittelmengen geſtalten. Aber auf der anderen Seite
können dieſe nüchternen Vorbehalte den Wert des erſten
Friedensſchluſſes nicht herabſetzen. Es iſt zunächſt der Sieg
eines Prinzips: der eiſerne Ring iſt durchbrochen, den der
Londoner Vertrag um Deutſchland gelegt hat, Dieſer erſte
Sonderfriede iſt zweifellos eine Frucht der dertſchen Waffen
iege. Ohne Tarnow-Gorlice, ohne das Scheitern des

fſilow und der Kerenſki- Offenſive wäre er undenkbar ge
weſen, denn es beſtände der ganze ukrainiſche Staat nicht.

Aber dieſer Friede iſt zugleich ein demokratiſcher
Friede ohne Annexionen und Entſchädigun-
4 Die öſterveichiſche Grenze wird auch in Zukunft da
aufen, wo ſie bisher gezogen war, wahrſcheinlich iſt nicht ein

mal ein einziger Grenzſtein verrückt. Die Ukrainer in Oſt
Galizien und Novd- Bukowina bleiben im Verband des öſter
veichtſchen Reiches und werden ihre natianal-kulturelle Auto
nomie innerhalb der alten Grenzen finden. Eine Kriegsent-
ſchädigung wird weder gezahlt, noch gewährt. Fraglich bleibt
n i nur die Lebensmittelmenge, welche die Ukraine den

t in erſter Reihe wohl Oeſterreich und der Türkei,
im Austauſch zur Verfügung ſtellen kann. Jedenfalls ſichert
der Friedensvertrag die politiſche Grenze und die Rohſtoff

r der Mittelmächte; er erfüllt damit das ſozialdemokra-
rege und die Genugtuung, welche ganz Deutſch
über dieſen Friedensſchluß erfüllt, iſt der beſte Beweis

daſütr, daß ein ſolcher Friede nach ſozialdemokratiſchen Vor
ſtellungen kein elen ichtsfriede, kein Hungerfriede iſt.
Der erſte Friede, der nach ſo unendlich langen Slutigen

herbeizuführen imſtande ſind.

Kämpfen erreicht worden iſt, iſt ein Hriede der Macht, aber
zugleich ein Friede der Vernunft und des Rechts.

Der Einſpruch der Bolſchewiki wegen dieſen Friedens
vertrag hat nur geringe Bedeutung. Die Leipziger Volks
zeitung proteſtiert entrüſtet „daß. hier gewaltſam große
Gebiete von Rußland losgeri würden. Aber die Bolſche-
wiki haben ja das unumſchränkte Selbſtbeſtimmungsrecht der
erger Fremdvölker einſchließlich des Rechts auf L a
von Rußland anerkannt; die Ukrainer haben ſie lediglichWorte genommen. Ungweif ſteht Hinter dieſer d
lungsweiſe der Zentralrada die überwältigende Mehrheft desukvainiſchen s. Was Oppoſition mest ſind meiſt nicht
Ukrainer, ſondern durch jahrhundertelange Unterdrückung
poloniſierte oder ruſſifizierte Städter und zugewanderte
Jnduſtriearbeiter. Die Ukrainer wollen ihre Selbſtändigkeit
Sie wollen auch darüber frei entſcheiden, ob ſie ſich ſpäter

einmal S w. n r Tvöllig unabhängi iben wollen. etzteve int unwahrſcheinklicher; denn die nationale Bewegung der Ukraine

hat ſich allmählich von bloßer r zum Verlangen noch völliger internationaler Selbſtändigkeit entwickelt
und die Intereſſen des Landes weiſen nach Weſten nicht nach
Oſten. Aber jedenfalls hindert der Friedenvertrag die
e i im W ſten ſich nach Wunſch in ein künftiges
Großrußland einzufügen.

Den Friedensſchluß mit Rumänien und den Bolſchewiki
kann dieſer erſte Friedensvertrag nur fördern. Gerade auf die
Ukrainer hatte die Entente ihre letzten Hoffnungen g ett.
Frankreich hatte ihr noch d t r für P
erſten Regierungskoſten geborgt und Armeein eureſandt; nun unterzeichnet gerade diefe Ukraine den Frieden
mit den Mittelmächten zuerſt! Der moraliſche Druck auf die
Weſtſtaaten könnte nicht größer ſein, wenn er zugleich mit
ganz Rußland und Rumänien abgeſchloſſen worden wäre;
denn daß der ganze Oſten militäriſch namentlich für eine
Offenſivaktion gegen die Mittelmächte in dieſem Jahre nicht
in Frage kommt, wiſſen die Weſtvölker gang genau, und
wenn ſie trotzdem die Beſchlüſſe von Verſailles hingenommen
haben, ſo iſt damit der ſchlüſſige Beweis erbracht, daß ledig
lich moraliſche Einflüſſe den Frieden im Weſten noch nicht

Unabhängige Logik.
Aus dem Reichstag wird uns geſchrieben:
Jn einer der letzten Sitzungen des Hauptausſchuſſes

im Januar kam bei der Behandlung des „Selbſtbeſtimmungs-
rechts der Völker“ die Rede auf die flamiſche Bewegung und der Abgeordnete Ha aſe benutzte die Gelegenheit, um ſeine
lebhafte Abneigung gegen ſie zum Ausdruck zu bringen. Er ſtellte die
Bemühungen des ſogenannten Rats von Flandern und die dem 5
Ziel zugewendeten Beſtrebungen eines Teils der flamiſchen n ſtiſchen
Arbeiterſchaft, ſchon jetzt die Grundlagen einer beſſeren tellung des
flamiſchen Volks im Rahmen des künftigen belgiſchen Staats zuſchaſfen, oder wie einige belgiſche Gruppen ne die Grün
dung eines unabhängigen Flamenlandes zu ermöglichen, als eine
„Mache der Deutſchen“ hin und leugnete, daß die Bewegung der
Ausdruck einer wirklich erdgeborenen Stimmung flamiſcher ksteile
ſei. Wir wollen das einmal dahingeſtellt ſein laſſen, obſchon es min
deſtens unwahrſcheinlich iſt, daß die zweifellos kräftgie flamiſche Be
wegung, nur eine „deutſche Mache“ Hier kommt es uns darauf
an, einen neuen Beweis für die alte u zu liefern, daß die Un
abhängigen und Hagſe an ihrer Spitze alle s, was die Deutſchen
in den beſetzten Gebieten tun oder de laſſen, für falſch und
volksfeindlich erklären und dabei auch vor argen Verrenkungen der
Tatſachen und der Logik nicht zurückſchrecken.

Haaſes Hauptargument gegen die flamiſchen Strömungen beſtand
darin, daß er ſagte, die Flamen bildeten „die r er Bevbl
kerung Belgiens“; wenn ſie Grund zur Unzufriedenheit mit der poli-
tiſchen Geſtaltung des e belgiſchen Staats gehaht hätten, wären
ſie ja kraft ihrer Mehrheit zur Selbſtbefreiung g imſtande geweſen.
So einleuchtend dieſe Jari gung auf den erſten Blick erſcheint, ſo falſch
W ſie. Haaſe verſchweigt, daß die flamiſche Frage in Belgien nicht nur
eine nationale und eine politiſche, ſondern auch eine ſoziale Frage
war und iſt. Die Flamen waren die gedrückteſten von den gedrückten
belgiſchen Proletariern und wurden deshalb, wo immer es anging, von
geriſſenen Kapitaliſten dank ihrer intellekluellen Rückſtändigkeit und ihres wä
Mangels an Organiſation bis nach Nordfrankreich hinein als Lohndrülcker
verwendet; politiſche Verhetzung, eine bösartige Vernachläſſigung der
Schulbildung zahlloſe flamiſche Proletarier in den beſten Jahren
ſind heute noch des Leſens und Schreibens unkundig! und viele andre
Umſtände trugen dazu bei, die zahlenmäßige Mehrheit, die allerdings
bei den Flamen war, unwirkſam zu machen und eine unbedingte po
tiſche, wirtſchaftliche und kulturelle Herrſchaft der walloniſchen Minder
heit zu ſichern.

Wenn übrigens alle „Mehrheiten“ immer das ihnen zuſtehende
„Recht“ in ihren Staatsweſen erhalten könnten, dann wäre auch in
Preußen oder in Sachſen die bisherige Zuſammenſetzung der Land
tage undenkbar geweſen. Beinahe dasſelbe, was das preußiſche Drei-
klaſſenwahlrecht für die Arbeiterſchaft bedeutet, beſorgte in Belgien
gegen die Flamen das „Wahlrecht der vier Jnfamien“, von dem auch
Haaſe gewiß ſchon einmal etwas gehört hat. Was konnte unter jenem
Wahlrecht für die Flamen als Volk herauskommen, wo ſie unter dem
Druck der völlig franzöſerten Regierung und der walloniſch geleiteten
Geiſtlichkeit ſtanden und ſogar bei der ſozialiſtiſchen Parteileitung
wegen ihrer kulturellen und politiſchen Rückſtändigkeit auf nie verhehlte
Abneigung ſtießen? Man weiß doch, daß ſehr einflußreiche belgiſ
ſozialiſtiſche Führer ſich z. B. gegen das Frauenwahlrechi
energiſch ausgeſprochen haben, weil ſie davon eine Stärku s Kle
rikalismus im rückſtändigen Flandern befürchteten ſtalt daß ſie
lieber die Urſachen der Rückſtändigkeit des innerlich ſo tüchtigen und
entwicklungsfähigen flamiſchen Volkes bekämpft hätten.Kurzum! du dem früheren Belgien konnten die en die ihnen

durch das Staatsgrundgeſetz auf dem Papier zugebilligte ſtaatliche
Stellung nicht erringen. Es iſt daher durchaus begreiflich, daß ſie die
Erſchütterung des belgiſchen Staatsweſens durch den Krieg ausnützen,
um ein altes, ſchweres Unrecht zu überwinden. Das hat mit einem
von Haaſe unter ſittlicher gebrandmarkten „Landesverrat“,
mit einem „Paktieren mit dem im Lande ſtehenden Feind“ uſw. ſa
nichts zu tun. Die Flamen benutzen eine n che Lage, die freilich fürdie alten Beherrſcher von Belgien eine n gri für ihre
berechtigten Zwecke, ungefähr ebenſo, wie einſt die deutſche Bourgeoiſiedie napoleoniſche herrſheſt zum Aufſtieg ihrer Klaſſe benutzte.

Wenn einzelne Flamen, wie z. B. Anſeele in t, ſich von dieſer
Bewegung zurückhalten, ſo hat das ganz beſtimmte takti Gründe,
die gegen die Berechtigung der flamiſchen Bewegung weder eiwas zu
beweiſen brauchen noch tatſächlich etwas beweiſen.

Die Anterhändler verlaſſen Breſt
Litowſk.

Herr von Kühlmann und die Mitglieder der deutſchen
Delegation haben geſtern abend Breſt-Litowſk verlaſſen ſie werd en
heute mittag in Berlin eintreffen. Auch Graf Czernin und ſeine
Mitarbeiter ſind geſtern abend von Breſt-Litowſk abgerei Jn
einigen Zeitungen wird die Möglichkeit angedeutet, daß Deut'ch

land den Wa en h ußland 7 aerneuern werde, Es iſt fraglich, ob nach der r e kieund der Demobiliſierung der ru ſern Armee ein an ands
vertrag überhaupt noch beſteht. Der Weſen vertrag i
wie das Berliner u n re zwiſchen den Armeengeſchloſſen worden, Er ſetzt die ſtenz der Vertragsparteien

Außenhandels.

3 n r

Die Polen zur ukrainiſchen Gebiets-
abgrenzung.

11. Februar, Die rar er s er melden Das

rpräſidenten von Seidler undz a9 r Veröffentlichung des d ages wit derniſchen Volksrepublik, worin römi e olniſcherS in nder d bewohnte et von
e der abgetrennt würden derertion zugehen. vDie franzöſiſchen Sozialiſten

verlangen den Frieden.
Die internationaliſtiſche Partei Frankreichs tritt am Sonnta

in zuſammen, um wieder einmal die Haltung der Parte

u geren er r r Der Vernd der ſozialiſtiſchen Vereine von Paris u mgegend hielt
eine Verſammlung ab, um ſeine Vertreter für dieſe Tagung zu
ernennen. Bei der Peſt aſſung ſind die Regierungsſozialiſten
vollſtändig unterlegen. Die Zenſur hat die Wiedergabe des Wort
lauts der angenommenen bis jetzt noch nicht frei
gegeben. Sie enthält folgende drei Punkte: 1. das Verlangen

e n h ren ageeſtimmun es der r; blehnu riegskredite die Vertreter der ſozialiſtiſchen rn z Löſung
der elſaß-lothringiſchen Frage durch ein Referendum.

Die Handelspolitik der Bolſchewiki,
Man ſchreibt der Deutſchen Orient-Korreſpondenz: Das führende

Organ der ruſſiſchen Sozialrevolutionäre e in dieſen Tagen in
einem Leitaufſatz die Möglichkeiten der ruſſiſchen Handelspolitik nach
dem Kriege unter der Herrſchaft der Volſ ki. Eine Politik des
Schutzzolls, wie fie unter der Herrſchaft des Zarismus in Gel war,
kann nach Anſicht des Blattes in Zukunft nicht mehr in Betrachtkommen. Die Kapitaliſten und die Arbelter der i. würden
allerdings vom Schutzzoll Nutzen haben; da aber Rußland ein Agrar-
ſtaat iſt, müſſe das Freihandelsprin ur Durchführung Pireen dasallein die Intereſſen der Lond wir aft berückſichtigte. Dieſe Auffaſ

ung teilte bisher die Landwirtſchaft nicht. Sie ſetzte deshalb au
rz vor Kriegsausbruch die Einführung von Getreidezöllen durch, um

Schutz vor der fremden Konkurrenz, in erſter Linie vor dem deutſchen
Roggen zu haben.

Auch die Paſtegipenng im r mit anderen Län
dern verwirft das Blatt grundſätzlich, weil nur ein kapitaliſtiſch ent
wickeltes Land einen Nutzen daraus hätte, während das wirtſchaftlich
rückſtändige Rußland dabei zu einem Objekt der Ausbeutung würde.
Alſo für die W ſoll das Prinzip des Freihandels aber

G ung r Meiſtbegünſtigung gelten. In bezug auf die
usfuhr nimmt das Blatt an, daß in anderen Ländern Schutzzölle für

landwirtſchaftliche Erzeugniſſe nicht wieder zur Einführung gelangen
könnten, da überall der Bedarf nach billigem Brotgetreide aus den
Ueberſchußländern ein ſehr ſtarker ſein würde. Rußlands Landwirt
c lie je in Zukunft keine Gefahr, unter den ungünſtigen Aus-

hroerhältniſſen zu leiden, wie der delsvertrag mit Deutſchland
ſie geſchaffen hätte. Die Einführung des Getreidemonopols
böte dem Staat die Möglichkeit, die u an Getreide unter
Ausſchal des Zwiſchenhandels auszuführen. Wenn aber der Staat
den Verkauf der wichtigſten Ausfuhrgüter in der Hand hätte, warum

ger J g r die Einf G r dar h moeren eder Handelsvertrag müſſe a ausſchl
Recht auf die Einfuhr fremder

e in Ru
ten Erzeugniſſe und Rohſtoffe müßten auch im Jnland monopoliſiertwerden. Eine derartige Handels und et deſ olitik ſei auch in

finanzieller Beziehung von r Bedeutung für das künftige Ruß
land. Das Handelsmonopol faßte die geſamten Gewinne, die früher
der Handel mit allen Waren des Außenhandels erzielt hat, in den
Händen des Fiskus zuſammen. Dadurch würden ſo große Einnahmen
entſtehen, daß eine Herabſetzung der Steuer möglich wäre.

Dieſe finanzielle Seite der Sache dürfte bei den Volſchewiki von
ausſchlaggebender Bedeutung ſein. Selbſt wenn Rußland ſeine aus

rtige (d annuliert, bleibt nach dem Kriege eine Schuldenlaſt zu
rück, deren rung die Erſchließung neuer großer Einnahmequellen
notwendig macht. o ſoll das neue freie Rußland ſolche Summen
hernehmen? Die ganze Sozialiſierung der Erzeugung und des Handels
im Innern und mit dem Ausland ſoll offenbar dem Staate große Ein
nahmen zuführen.

Ein Befehl Lenins
über den Gefangenentransport.

Der Rat der Volkskommiſſare in Petersburg hat durch
elnen Vorſitzenden Lenin folgenden Befehl an die Kreis
täbe und die Eiſenbahnausſchüſſe erlaſſen:

Es ſind die entſchiedenſten revolutionären Maßnahmen dazu
u treffen, damit nicht ein einziger Gefangener oder
lüchtling ſich nach Petersburg oder das hungernde

nördliche Gebiet wendet. Wir machen im voraus darauf
aufmerkſam, daß hier Kriegsgefangene oder Flüchtlinge kein
Brot erhalten und zum Hungertode verurteilt ſind. Sie
ſind nur nach den mit Getreide verſehenen Gouvernements zu leiten,

Setzt Euch d e mit den Provokatoren auseinander,

Handelspolitik hieße o: e des 22 n

die danach trachten, die hungernden Gouvernements mit über
flüſſigen Mäulern zu überfluten und darauf rechnen, die Revo
liution mit der knochigen u des Hungers zu
erſticken. Glaubt nicht den verſandten provokatoriſchen Tele
rammen, die die Frieg gefangenen nach Prurſere leiten. Die
oſung iſt: Kein ein ger Ueber ln ser ſoll in

den hungernden Gouvernements ſein.

Rußlands innere Kämpfe.
Nach einem Stockholmer Telegramm wird Aftonbladet aus

Petersburg gedrahtet: Der Nr. ärfte Kriegszuſtand
t über an Rußland ger r worden. Peſt undSee heetedhe Krren nle boy hierſerz Rere
üneuren den ſtatt, die Rote Garde ſchoß auf die Demonſtranten.

Da die An n dafür mehren, daß ein n die Bolges iſi n 3 Zuſ nd ausbrechen wird, hat das
kevolutionäre Kriegskomitee in Sewgſtopol in der Stadt und in
der Umgebung den Kriegszuſtand erklärt.

Der Kommiſſar für Petersburg, Blagonrawow, gibt bekannt,
daß die Proben der Pogroms mit Maſchinengewehrfeuer unterrückt wurden. Vorige Woche wurden bei ſolchen Proben 18

anditen erſchoſſen, 32 verwundet und 43 verhaftet. Bla-
gibt bekannt, daß in der Zukunft jeder Bürger, der

der Plünderung ertappt wird, auf der Stelle erſchoſſen werden
ſoll. Beſondere Urteile ſind nicht nötig.

Jn Taſchkent, wo noch vor einigen Tagen die größteherrſchte r turteſteniſche Regierung et
wurde, ſind wiederum blutige Revolten ausgebrochen.
Während der Volksdemonſtration ſind 113 Perſonen getötet worden,
unter anderem auch der General Smirnigtij.

r e ſelbe Te ber un ſein wuillelr s tet We ter von ſe n dem Augen ne verliert, wo dieeine der Parteien nicht Pehr vorhanden i
Die eff per eni Jsweſtija meldet aus Babadag vom8. Februar Die polniſchen Vegionäre verkündeten die Verein i

gung des Gouvernements Mohbilew mit Polen.

c



Der Krieg zur See.

t h
BruttoRegitſter- Tonnenndlichen ne Alle mb Be er it eines

einderer i hrender DammMeiſter Lenner Urr ſtarker v

Bern, 11. F Weiy T n11. Fe J ner Blätter melden kungdes italieniſchen Dampfers Duce di
ungefähr tauſend Meilen von der Küſte en t gegenüber
Leuchtturm Canet das Schiff torpediert. Der Torpedo drang in
den Maſchinenraum ein. Der Dampfer w drei Kanonenſchüſſe
zu den ab, ohne zu treffen. 1 r x wun eine niſchen ausge ehrereund Verwundete sehen ßao

Neues zur Weltlage.
Der franzöſiſche Botſchafter in nCambon, hielt eine Rede in in der a e äh

es die Aufgabe des e Frankreichs ſei, das für die Sache der
Freiheit und Menſchlichkeit notwendige Bündnis zwiſchen Englandünd Frankreich unzerſtörbar zu machen. Frantreih müſſe

vor Augen halten, daß nach dieſem Kriege der Feind danach
eben werde, Frankreich und England auüsein ubringen.
ie Vereinigung der zukünftigen Generationen ands und

Frankreichs werde eine Garantie für den Frieden bi
Corriere della Sera verlangt die Hilfe der Verbündeten für

die e ääe die gg Beſatzung nicht zunner löſung der erſten en ausreiche und in
edeſſen übermäßia nde. An Je u n ca. ngriff gefaßt ſein.

1 derchreibt der Militärkritiker des Bund, es ſei mit ziemlicher Sicher
it anzunehmen, die Amerikaner etwa fünf Korps in die

läre Armeeampflinie einger und dazu ihre aufgefüllte rendet haben. WMiedle d uns neu ldeten 17 Jn
anteriekorps nach Frankreich verſchickt werden könnten, entzieht

8 der Beurteilung. Es müſſe aber geſagt werden, daß

wer re ſaeetaee e ſeien.
a m o de Paris hat die maximaltiſtiſche Regizum Be refrre

ieands r r udaus en et wird, wurden die beiddas zum Lore verurteilten Sergeanten, d e
antwortlichen Ur der Meuterei in Lamia ſein ſollten, am
Freitag S en. Nach weiteren Meldungen ſind auch Offiziere in die Angelegenheit verwickelt. So berichte das Journal
ne Wer daß auch der Leutnant Lampidiari wahrſcheinlich er

Kapitän v. Müller in engliBehandlung. geiqher
Reuter verſucht, die von Kapitän von Müller einem Korre

nten von Wolffs Bureau gemachte Behauptung, daß ſeine
ndlung auf dem engliſchen Linienſchiff London auf dem

von Malta nach England nicht ritterlich geweſen ſei, zu bereit en. Er gibt zwar an, infolge eines gltn n Zu
alls Kapitän von Müller ohne jedes Gepäck hätte abreiſen müſſen,

man ihm aber an Bord des Schiffes etwas ausgeholfen hätte.
Er verſchweigt aber z. B., daß Kapitän von Müller die Fahrt nach
e bei kühlem Oktoberwetter nach vorhergehender Angina
Erkrankung, die ihn körperlich mitgenommen hatte, in einen

ſeleichten, dem Klima Maltas entſprechenden Anzuge machen

Tatſächlich galten aber die Beſchwerden Kapitäns von Müller
weniger der eigentümlichen Art ſeines heimlich vorbereiteten, ihn
völlig überraſchenden vranspories von Malta, als vielmehr der
Behandlung an Bord der London und nach der Ankunft in Devon
port. So erwiderte der von mehreren gieren umgebene Kom
mandant des Schiffes, als von Müller an Vord kam und den
Kommandanten und die Offigiere höflich grüßte, den Gruß nicht,
ſondern zeigte ihm mit brüsker Handbewegung den Weg nachachtern zum Nieder g in die für von Nülker bereitgemachte
Kammer. Zwei Poſten mit aufgepflangtem Seitengewehr ſetzten
ſich vor und hinter von Müller. In dieſer Aufmachung, welche man
wohl an Land ſchweren Verbre gegenüber angewandt ſieht,
wurde unter dem Druck der öffentlichen Meinung der Welt der von
den Engländern ſelbſt als ritterlich bezeichnete Kapitän von
Müller in eine Kammer gebracht. Der Weg zu der dem deutſchen
Kommandanten angewieſenen Toilette führte über das Oberdeck,
auch bei ſchlechtem Wetter und im Aklantic, wo fortgeſetzt ſtarke
Spritzer über dasſelbe hinweg gingen. Hierbei wurde von Müller
in den erſten Tagen wie bei ſeinem Empfang an Vord von zwei
Poſten mit auſgebflangtem Seitengewehr begleitet. Erſt auf eine
diesbezügliche Bemerkung dem Kommandanten gegenüber wurde

dieſe eigentümliche e rReuter verſchweigt von Müller nach ſeiner Ankunft
in Devonport von dem ien London fort und für zwei Tage
in eine Militärarreſtanſtalt gebracht und zunächſt in
eine kalte Soldatengelle eingeſperrt wurde, bis auf eine Veſchwerde
ihm in der Arreſtanſtalt eine andere Unterkunft zugewieſen wurde.

Uebrigens wird bei dieſer Gelegenheit von Wolffs Bureau
bemerkt, daß Kapitän von Müller perſönlich durchaus nicht daran
denkt, über ſeine eigene Behandlung in England als Gefangener
zu klagen. Er iſt nur einerſeits der von der engliſchen Preſſe ver
breiteten Legende h r W daß er von den Engländern
beſonders gut W t worden ſei, anderſeits war es ihm darum

tun, auf das Los der vielen Tauſende noch gefangener deutſcherviliſten, M rine und Heeresangehörigen auſner am zu machen
durch den Hinweis, daß in vielen engliſchen Lagern ſehr erhebli
Mängel der Einrichtung und Behandlung beſtehen.
wird noch zu ſprechen ſein.

Graf Andraſſh im ungariſchen

amerikaniſchen Verſtärkungen ſi

Ueber dieſe

AbgeordnetenhaGra und die N uſe. ſtarke ein
heitliche Regierungspartei zu bilden. Es ſei jedes io
ten Pflicht, bis zur Errei eines ehrlichen Friedens die der Natione n raft zu vetſhrten ſolange ſie für ihre Exiſtenz

Redner warf ſodann einen hiſtoriſchen Rückblick auf den Werde
ang der ruſſiſchen Revolution und meinte, wenn man die
aktik der ſchewiki au verfolge, ſo komme man darauf,

hege Werhange ſebe, Scen igr en u ges
ands im Zuſammenhange ſtehe. n ihr Aufru

war nicht an die Regie ſondern an dasobwohl ſie wußten, e bei e verbündeten M verfaſſu ßig
die Regierungen ermächtigt ſind, die Friedensver
lungen zu führen. Sie waren vielleicht überraſcht, als ſie
heimen Räten und mit Miniſtern verhandeln mußten. Si
ſich vielleicht die Entwickl der Dinge ſchon damals
vorgeſtellt. Es wurde klar, ſie auch während der Breſt

alle Mittel der Agitation benutzten, um bei
lutionen niſteren. Sie leugneten es gar
etzt die ungen in die Länge zu in der ng, mit
r Zeit ihr Ziel erreichen zu können. endie Ukraine und gegen Finnlandebn weshalb ſie eidern daß Polen erſt dann

a wenn es von uns r rIn c die polniſche Natian frei vom Terror

Heeresgrapye Keonyerlaz Ruapypyekeghl,
Erkundungsvorſtößde der En Stellene rrmentieres zu heftigen Kämpfen. Wir machten

v n r Herzog Albregt,An othr igeſen lebte die r e pleren v
d Eigene Erkundungen ſüdlich von Enbermenil, bei Ste

noned und am Vuchenkopf brachten uns Gefangene ein.
Jtalieniſche Front.

Auf der Ho der Sieb itinerietäti e chfläche der en Gemeinden lebhafte Ar

Von den anderen Kriegoſchauylägen nichts Neues.

Der Erſte Generslquarkierweiſter. Ludendorff.

über ckſal entſcheiden, ſondern ſie würden ſich in die Ange
ehe olens ebenlegen m Ukraine nd di wg ſe jeßt in die Ange

nmeng
Was müſſen wir nun in dieſen ernſten Zeilen kun?

Nach meiner Ueber müſſen wir befolgen, was das Pro
fac des Miniſterpräſidenten in großen Zügen ent-ält. Wir müſſen in den weiteſten Volksſchichten de Be ein er
wecken, daß dieſe Regierung vom Geiſt der neuen Zeit vollſtändig
e iſt, daß dieſe Regierung weiß, daß nur derjenige Staat
lebensfächig iſt,

in dem die Maſſen zufrieden ſindund in dem die leitenden Kreiſe die großen a änhe, mgterieſlen,

i Sen und hygieniſchen Intereſſen der Maſſen zu wahren entſchloſſen

Der Weltkrieg der Bankrott der
kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung.

Der norwegiſche Preſſeverband, der in dieſen Tagen in
Chriſtiania ſeine Jahresverſammlung abgehalten hat, gab
im Anſchluß daran ein Feſteſſen, an welchem u. a, auch der
Miniſter des Auswärtigen, Jhlen, teilnahm. Auf eine vom
Vorſitzenden des Preſſeverbandes gehaltene Begrüßungsrede
antwortete der Außenminiſter u. a.: „Welches Schickſal er
wartet unſer Volk in dem kommenden Jahr? Hoffentlich
wird 1918 däs letzte Kriegsjahr ſein, und es iſt unſere Hoff
nung, daß es auch in der Zukunft gelingen möge, Norwegen
außerhalb des Krieges zu halten. Die Aufgabe der Preſſe in
dieſen ernſten Zeiten iſt bedeutungsvoll. Sie muß dem Volke
einprägen, ſolidariſch zu ſein. Iſt die Geſellſchaftsordnung,
auf die wir bisher gebaut haben, richtig und 8 verantworten
Wenn wir das Unheil ſehen, das dieſe Geſellſchaftsordnung

ugt hat, und beſonders den Wahnſinn, den der Krieg
deutet, ſo müſſen wir auf die Frage ein Nein antworten.

Wir können auch ſehen, daß das Alte in mehreren Ländern
fällt, und auch wir dürfen nicht für das, was auf dieſem Ge
biete geſchieht, blind ſein. Auch wir können nicht die Augen
vor dem Neuen ſchließen; denn wir müſſen einſehen, daß
eine Geſellſchaftsordung, die ein ſo großes Mißverhältnis

iſchen Arbeit und Verdienſt ermöglicht, wie es jetzt ge
chieht, nicht zu verteidigen iſt. Der Krieg und die Kriſe

haben für Volk und Geſellſchaft neue Zukunftperſpektiven
aufgerollt, und dieſes Neue wendet ſich auch an uns.“

Das gilt natürlich für alle kapitaliſtiſchen Staaten.
Aus dem Schlammaſel, das der Krieg der kapitaliſtiſchen
Welt hinterläßt, können wir nur durch die ſozialiſtiſche Ge
ſellſchaftsordnung erlöſt werden.

Aus der Verfaſſungskommiſſion des
preußiſchen Abgeordnetenhauſes.
Das Ab netenhaus iſt auch am Montag mit der Be-

ratung der Vorlage über die Bildung des Herrenhauſes noch
nicht zu Ende gekommen. Von den Beſchlüſſen heben wir den
hervor, der ſich auf die Bildung der Präſentationskörper für
die Vertreter der Arbeiterſchaft bezieht. Er lautet:

„Zur Vornahme der Präſentation der Vertreter der Arbeiter
ſchaft werden aus den Verſicherungsvertretern bei den Verſiche
rungsämtern Präſentationskörper gebildet. Die Bildung der Prä
ſentationskörper und die Beſtimmung der Zahl der von den ein
z Körpern zu präſentierenden Mitgliedern erfolgt durch könig
iche Verordnung.

Die Miniſter des Jnnern und für Handel und Gewerbe ſind
ermächtigt, für die Ausübung des Präſentationsrechts weitere Vor
ſchriften zu erlaſſen.“

Eine lebhafte Debatte knüpfte ſich an die Beſtimmung der
Regierungsvorlage, wonach die Mitgliedſchaft eines Herren
hausmitgliedes erliſcht, wenn das Haus durch einen von dem
Könige beſtätigten Beſchluß einem Mitgliede das Anerkennt-
nis unverletzter Ehrenhaftigkeit oder eines der Würde des
Hauſes entſprechenden Lebenswandel oder Verhaltens ver
ſagt. Hiernach ſoll alſo im Widerſpruch mit den für alle
übrigen Parlamente geltenden Beſtimmungen das Herren
haus das Recht haben, einem Mitgliede ſeine Zugehörigkeit
zum Parlament abzuerkennen. Die Konſervativen legten ſich
für dieſe Vorſchrift beſonders ſtark ins Zeug, ſie forderten,
daß für das Anſehen des Herrenhauſes etwas beſonderes

che geſchehen müſſe. Jm Gegenſatz dazu wurde die Beſtimmung
von Fortſchrittkern, vom Zentrum, den Polen und Sozial
de ten bekämpft; von letzteren unter Hinweis darauf,
daß ſie zur Unterdrückung politiſch mißliebiger Gegner führen
könne. Würden auch Sozialdemokraten im Herrenhausſitzen, wie ja für die kunſt nicht ausgeſchloſſen ſei, ſo könne

es dahin kommen, daß jemand, bloß weil er Sozialdemokrat
ſei, in politiſch bewegten Zeiten als unehrenhaft erklärt und
infolgedeſſen ſein Mandat für erloſchen erklärt wird. Die Be
ſtimmung wurde ſchließlich mit der Aenderung angenommen,
daß die Worte „oder Verhaltens“ geſtrichen wurden.

Am Schluß gab es noch eine längere Geſchäftsordnungs-
debatte. Die ſervativen beantragten, nach der Erledigung
der Vorlage über die Zuſammenſetzung des Herrenhauſes
noch nicht an die Beratung der Wahlrechtsvorlage heranzu-

erſt noch die Vorlage über die Befugniſſe des

L r zu beraten. Zu a J r rrtſchrittler unter Hinweis auf das Aufſehen, das ein ſol
n im Volke erregen würde. Der Vizepräſident des

kaatsminiſteriums griff ebenfalls in die Debatte ein. Er
ſagte, es ſei ungewöhnlich, daß die Regierung ſich in eine rein

ftliche Angelegenheit der Kommiſſion miſche; allein diee ne ſeien ſo en es geboten ſei, daß die

i i Er könne nur dringendmee e c. der Wahlrechtsvorlage zu
gehen. Würde das nicht ſo würde in weiten Kreiſenein Eindruck entſtehen, unſeren Beratungen nicht gergie

und ein ung Aufſehen hervorrufen. Dieen Nun ſillſchweigen, denn dann würde man von

ihrem Stillſchweigen den Schluß ziehen, der ja auch ſonſt ſchon
gezogen iſt, als ob ſie nicht mit aller Energie darauf dringe,
die Vorlage möglichſt bald ſo wie ſie aufgeſtellt ſei, zur Ver
abſchiedung t bringen. Die Regierung habe nach wie vor
den feſten Willen, innerhalb des Rahmens der Vorlage dieſe
ur Verabſchiedung zu bringen, aber nur innerhalb dieſes
ahmens, und ſie werde alle verfaſſungsmäßigen Mittel an

wenden, die Vorlage in dem Sinne, wie ſie eingebracht iſt,
zu verabſchieden.

Der Sozialdemokrat erklärte, wenn die Kommiſſion die
im Volk beſtehende Erregung noch verſchärfen will, dann
möge den den konſervativen Antrag annehmen, wolle ſie
aber zur Beſänftigung des Volkes beitragen, dann möge ſie
ihn ablehnen. Nachdem ſich dann noch ein Nationalliberaler
für ſeine Perſon für den konſervativen Antrag ausgeſprochen
r wurde dieſer Antrag abgelehnt. Dafür ſtimmten außern Konſervativen nur vereinzelte Nationalliberale und Frei-
konſervative. Es wird alſo, wenn die Herrenhausvorlage er
ledigt iſt, die Beratung des Wahlrechts beginnen. Wahr
ſcheinlich wird der Anfang damit am Donnerstag gemacht
werden. Es iſt aber noch nicht ausgeſchloſſen, daß der Be
ginn ſich noch in die nächſte Woche hineinzieht.

Der Reichskanzler über die
Wahlreform.

Aus Anlaß einer Unterredung, zu der der Reichskanzler den
Präſidenten des Abgeordnetenhauſes hatte bitten laſſen, machte
er dem letzteren u. a. folgende Mitteilung: Thm, dem Miniſter
prüſidenten, ſei in der letzten Zeit von verſchiedenen Seiten, auch

in der Preſſe, unterſtellt worden, daß er nicht mehr mit der
gleichen Entſchiedenheit, wie bei ſeinem Amtsantritt, für die
preußiſche Wahlreformvorlage eintrete. Er müſſe dieſe Unter
ſtellung mit aller Schärfe zurückweiſen, denn er habe
ſein Wort gegeben, für die Wahlreform eintreten zu wollen
und werde dieſes Wort halten. Er erkenne zwar durchaus
an, daß eine für die geſamte Zukunft Preußens und des Reiches
ſo bedeutungsvolle Vorlage, wie es die preußiſche Wahlrefornt
ſei, eine ſehr gründliche und eingehende Vorbereitung erfordere
und daher nicht in kurzer Zeit erledigt werden könne; aber er
müſſe Wert darauf legen, keinen Zweifel an ſeinem unveränderten
Willen aufkommen zu laſſen, die Reform mit allen ihm zv
Gebote ſtehenden Mitteln zuſtande zu bringen.

Politiſche Veberſicht.
Deutſches Reich.

Die Konſervativen und das Wahlrecht.
Die Deutſche Tageszeitung ſchreibt: Die Norddeutſche Allge

meine Zeitung behauptet, die konſervative Fraktion des Abge
ordnetenhauſes habe geſtern beſchloſſen, bei der Beratung der
Wahlrechtsvorlage an dem im letzten Jahre vereinbarten Kom
promiß feſtzuhalten. Dieſe Nachricht iſt ſoweit unrichtig, als nach
unſerer Kenntnis die Konſervativen zunächſt verſuchen werden, eine
r des Wahlrechts auf beruflicher Grundlage zu
verwirklichen.

Jn Wallrafs Heimat.
Jn Köln tagte am Sonnabend abend eine von mehreren

tauſend Perſonen beſuchte Volksverſammlung; Hunderte mußten
umtehren, da ſie keinen Einlaß finden konnten. Jn ungemein
eindrucksvoller Rede, oft von Beifall unterbrochen, ſprach Reichs-
tagsabgeordneter Genoſſe Meerfeld über Maſſenſtreik und
Sozialdemokratie“. Er ging auf die Ereigniſſe der letzten
Wochen ein und ſagte: Wir mußten die furchtbare Erfahrung
machen, daß auch heute noch auf Volksgenoſſen die Flinte ſchießt
und der Säbel haut. Was iſt der Lohn für die unerhörten Opfer
des Volkes geweſen Man hat die Maſſen täglich mehr heraus-
gefordert; ſchamloſer als je konnten die Scharfmacher ihr Weſen
treiden, die S er der Reaktionäre wurde täglich dreiſter und
anmaßender. Die Folge war eine gewaltige Gärung, und es kam
ſchließlich, was kommen mußte: der Streik e kern aus.
Und welch „jämmerliche Politik habe, wie die Frankfurter Zei-
tung es nannte, dabei die Regierung getrieben Sie ließ
bewußte Provokationen aufkommen und bahnte damit einer
wilden Hetze gegen die Sozialdemokratie den Weg.
Nun bezeichnet man den Aufſchrei gequälter Maſſen als „Landes-
verrat“. Der Streik habe ſich nicht gegen die Landes-

e knhe Wenn ſchon Landesverrat, könnte
nicht auch der Miniſter Landesverräter genannt werden, der
die ſtreikenden Arbeiter nicht empfangen wollte und dadurch den
Streik verlängerte

Nach dieſen Worten des Redners erhob ſich plötzlich der über
wachende Polizeikommiſſar und löſte ganz un vermittelt
die Verſammlung auff, der ſich eine ungeheure Er
regung bemächtigte. Erregte Zurufe dröhnten herauf. Der
Vorſitzende, Genoſſe Sollmann brachte noch ein Hoch auf die So-
ialdemokratie aus und teilte mit, daß eine ganze Anzahl von

riegsteilnehmern und Kriegsbeſchädigten ihre Eiſernen Kreuze
m Proteſt wegen das Vorgehen der Polizei rn hätten.
nun gingen die Teilnehmer auseinander. Gegen die Auflöſung

wird Beſchwerde erhoben werden.

Lehte Lokal und Proviaynachrichten.
Halle, 12. Februar 1918.

Der Städtiſche Bauausſchuß hat am Montag eine Reihe ſehr
weittragender Beſchlüſſe gefaßt. Er r. den Erwerb von956 Quadratmeter Land an der Tahſtraß (Obſtweinſchenke) für

19 720 M., bewilligte für die Martinſchule 3946 M. nach, ſchloß
das Erbauungskonto des Stadtbades mit 36 279 M. Zug end
gültig ab, tat dasſelbe in Bezug auf das Mühlgrabenbaukonto
mit 56900 M. und bewilligte ſchlietzlich noch den Ankauf eines
9730 Quadratmeter großen Platzes an der Ludwig und Röpziger
Zur für 48 650 M., das zur S einer Kirche dienen ſoll.
Der Plan, am Heidenweg, nahe des Weinberges, eine neue Ober
realſchule zu errichten, wurde nach längerer Ausſprache vertagt.

Städtiſcher Vahrungsmittelverktauf.
un a Mittwoch, vormittag von S 12 Uhr.r. 56 001-—59 500, nachmittags von —-6 Uhr Nr. 59501

bis 63 000 der Lebensmitte ne in der Talamtſchule. Ab-
zugeben iſt der Abſchnitt 1390 des Warenbezugsſcheins 12.
Jede Perſon ein Pfund; zugelaſſen ſind nur n
h die die Menge in den Kleinandelsgeſchäften noch nicht bekommen konnten.

Quark. Mittwoch auf die Lebensmi ne Rr. 35 001-49 000
bei den Milchhändlern Schenkling, Förſterſtraße 38, Schön
err, Grünſtraße 12, Große Gurkenſtraße 21, Jander,
nterberg 7, Meinhardt, Brunnenſtraße 36; rdem in der Verkaufsſtelle der Molkerei Sir San S.

r reiAbzugeben Friquet 1 des Einkaufsſcheins
für Kinder von 6--12 Jahren.

200 Gramm zum Preiſe von 25 Pfennig.
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Agrariſche „Bergeltung“.
Der Rittergutsbeſitzer R. Becker aus Gumenz, Bezirk Köslin,

veröffentlichte kürzlich in der Deutſchen Tageszeitung folgende Ein

ſendung:
vorigen Sommer habe ich 4 bis 5 Monate l außerden von meinen braven Gutsleuten und n der G

meinde bewirtet wurden, 30. Jungen aus den Jnduſtriebezirken
Weſtdeutſchlands und aus Berlin auf meinem Gutgthof in
Quartier gehabt. Jetzt kommt die erneute Anfrage von
ſeiten des Landratsamts an mich, ob ich auch dieſen Sommer

Jungen aufnehmen will. Gern bin ich dazu bereit. jedoch
nur unter der Bedingung, daß mir die Kinder von ſeiten der
betreffenden Arbeitgeber eine er r e mitbringen,
daß die Angehörigen der Kinder ſich nicht in einem
Streike befinden. Denn ich bin nicht gewillt, Mitbürgern
die Hand zu reichen, die, wenn auch von niedrigen, landesver-
räteriſchen Aufhetzern verführt, in Deutſchlands ſchwacher Stunde
unſern tapfern, ſiegreichen Truppen durch ihr ſchmachvolles Ver-
halten in den Rücken fallen und durch ihre ruchloſen ver
räteriſchen Streike England, Amerika, Frankreich und den andern
Feinden, die uns Vernichtung geſchworen, die eifrigſten Dienſte
leiſten und dadurch unſer erhabenes Hohenzollernhaus, dem das
Vaterland ſo unendlich viel verdankt, zu ſt ür z e n drohen, um an
53 Stelle ſelbſtſüchtige dunkle Ehrenmänner von internationaler
Raſſe zu ſetzen, Menſchen, die ferner durch ihre fortwährend
drohende Haltung die Kraft der Regierung, der Diplomatie und
ſchließlich auch der Oberſten Heeresleitung hemmen und zu zer
ſplittern ſuchen.“

Der Vorwärts druckte dieſe Einſendung ab und bemerkte dazu:
„Die Deutſche Tageszeitung zollt dieſer Einſendung Beifall, indem
ſie dieſe mit der Ueberſchrift verſieht: Ein billiges Verlangen. Wir
ſind der Anſicht, daß die Aufnahme von Stadtkindern durchaus
nicht ein einſeitiges Geſchenk der Landwirte darſtellt, viele
Stadtkinder haben für das Eſſen recht tüchtig gearbeitet. Aber faßt
man ſie rein als eine Vergünſtigung auf, ſo hört allerdings eine
recht hohe Geſinnung dazu, die politiſche Gegnerſchaft der Eltern
an den Kindern zu rächen.“

Darauf erhielt der Vorwärts von der Frau Rittergutsbeſitzer
v. Oppen geb. v. Arnim auf Haus Tornow Kreis Lebus) folgen
den Brief:

„Es gelangt der Aufruf in meine Hände vom Landrat betreffs
der Aufnahme der ſtädtiſchen und Jnduſtriebevölkerung aufs Land.

Jch habe voriges Jahr eine Kolonie eingerichtet. Eine
größere Schar Berliner Kinder haben ſich fattgegeſſen, ich habe
ihnen Liebe geſchenkt und nun ſoll ich dies Jahr wieder Kinder
von Leuten nehmen, die vielleicht zu den Vaterlandsver-
rätern gehören, die dafür ſorgen und ihr möglichſtes dazu
tun, daß unſre Männer und Söhne an der Front durch das ſinn-
loſe, feige Verſagen ihrer Brüder daheim hi pfert werden

Meinen Sie, daß unſre Menſchenliebe ſo weit
ginge Jch käme mir ſelbſt als Verräter vor.

Ich fürchte, es wird dies Jahr ſchlecht ſtehen um die Freudig-
keit der Landleute, Jhre Kinder aufzunehmen! Wer hat die
Schuld daran

Ergebenſt
M. S. v. Oppen.“

Die Kinder, die Zeugniſſe über das politiſche Wohlverhalten
ihrer Väter vorzeigen müſſen, werden in ihrem Herzen die Groß-
mut und den Adel tief empfinden, zu dem ſie als kleine Gäſte und
Arbeiter kommen. Die Landkreiſe erhalten aber dadurch eine
beſonders anheimelnde Note!

Aus der Provinz. Weißenfelg. Der Manggk an Schmiedekohlke, der
bereits in der lezzten Stadtverordnetenſihung zur Beſprechung ge
kommen iſt, war vorige Woche der Gegenſtand einer dring-
lichen Beratung zwiſchen dem Magiſtrat, der Ortskohlenſtelle und
der Jn r rgermeiſter Müller ſtellte eingehend dar,
wie dringlich und vergeblich der Magiſtrat und die Ortskohlen

lle bemüht haben, beim Reichskommiſſar für Kohlenverteilung
ie nötigen Kohlen habe r e Jetzt, nach monatelangem Hin

verfuchen, durch m
fältigſte Verteilun
kohlen eine Kriſe ſo lange hinzuhalten, als irgend

Jm übrigen bemerkte Bürgermeiſter Müller
noch, daß in der allgemeinen Kohlenverſorgung in Weißenfels, im Hausbrand, dank der rechtzeitigen ſiäbuiſchen Regelung

und Einführung der Kohlenkarten und dank der günſtigen Lage
unſerer Stadt alle ernſtlichen Schwierigkeiten verhindert worden
ſeien. Alle Wünſche zu erfüllen und alle Beſchwerden zu ver-
meiden, ſei ſelbſtverſtändlich nicht möglich. Aber ein eigentlicher
Notſtand beſtehe hier nicht.

Die nächſte Auszahlung der Unterſtützungs-
beträge an die Angehörigen der zum Heeresdienſt Einberufenen
findet bei den bisherigen Zahlſtellen in folgender Ordnung ſtatt:

Stadt kaſſe: Stadthauptkaſſe:Siathtens die Goethe dir

nichts als n altene Zuſagen zu erreichen. Man will nun

Donnerstag, den 14. Februar:vorm. 8— lo Uhr Buchſtaben: A, S, St, E, T, V,

55 T Sch, W.Freitag, den 13. Februar:
vorm. 8--10 Uhr Buchſtaben: K, M, O,10 1 L, N, P, Q, R.Sonnabend, den 16. Februar:
vorm. 8--10 Uhr Buchſtaben: B, C, G,
99 10 1 9 99 D, F, HHierbei hat jede r oder mit der Abhebungder Unterſühun beauftragte Perſon den Brotſchein als Ausweis

in den betreffenden Kaſſen vorzulegen. Ohne Vorzeigung des
Brotſcheines erfolgt keine Zahlung.

Weißenfels. Die Unabhängigen ſpielen ſich gern als
die Alleinſeligmachenden auf, denen die Maſſen eben infolge dieſer
Prinzipienfeſtigkeit nur ſo zulaufen. Wie es aber ſowohl mit dem
Prinzip wie mit dem Zulauf beſtellt iſt, dafür haben ihre hieſigen
Verſprengten jetzt einen amüſanten Beweis erbracht. Sie hielten
vorige Woche eine Verſammlung ab, die „leidlich“ beſucht war, wie
ſie ſelbſt ſchreiben, und beſchäftigten ſich darin, wie ihrer Organi-
ſation und ihrem Blatte aufzuhelfen ſei. Jhr Vorſitzender ge
ſtand dabei ein, daß ſie „durch den Krieg und ſeine Folgen kleiner
geworden“ ſeien, und ſchlug dann öftere Vereinsverſammlungen
und geſellige Zuſammenkünfte vor. „Dies könne nur in be-
ſcheidenem Rahmen geſchehen, aber man habe ja jetzt ohnehin ſeine
Anſprüche ſehr herabgeſetzt. Am Ende wurde beſchloſſen, auch
ſolche „geſellige, gemütliche Beiſammenſein der l
mit ihren Familienangehörigen“ abzuhalten. „Zwangloſe Unter-
haltung ohne feſtes Programm ſoll die Vereinsmitglieder einander
näher bringen und ein jeder kann zur allgemeinen Unterhaltung
mit beitragen. Neben dem Ernſt der jetzigen Verhältniſſe ſollauch der Sumor und Scherz ſeine Rechnung finden. Nur das

Kartenſpielen wolle man den unteren Gaſtzimmern vorbehalten,
weil gerade dies nie eine allgemeine Stimmung aufkommen läßt.“
Es ſei zu wünſchen, daß nunmehr auch diejenigen Mitglieder, die
die letzte Verſammlung nicht beſuchten, an den geWe en Abenden
des Vereins ſich einfinden, zur Unterhaltung und Zerſtreuung des
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eingelnen, zum des ſo li ſich am Ende dieh ihrem Bericht vernehmen. gen muß ſchon
Schlimmer kann man ſchon in ſeinen Anſprüchen nicht ab

und es muß um die unabhängige Sache verteufelt ſchlecht
wenn ſchon nach ſolchen Verzweiflungsmitteln riffen

wird. Am meiſten Spaß macht uns aber die „pringipielle Auf
klärung, die hier betrieben werden ſoll. Wird da aber ein Zeug
zur Decke ſteigen! Nur einen proletariſchen, pringipiell
revolutionären KlaſſenkampfSkat haben die nz- und Gar-
Prinzipiellen noch nicht erfunden, ſonſt würden ſie die Welt auch
noch mit dieſem Mittel aus den Angeln heben.

Naumburg. Jnder letzten Kartellſitzung wurde an
Stelle des Kollegen Erhardt der Kollede Guſtav ws um Vorbiit gewählt. r ſind alle das Kartkell betreffenden
uſchriften an dieſen, Michaelisſtraße 28, III, zu ſenden.

Zeit. Städtiſcher Arbeitsnachweis. nuarwurden in 112 offene See von 97 männlichen B.

42 vermittelt, die ſich verteilen auf: Landwirtſchaft 5, Bergbau 1,
Eiſeninduſtrie 8, Chemiſche Jnduſtrie 83, Lederinduſtrie 1,
Genußmittelinduſtrie 1, Baugewerbe l1, ſenſtig Fabrik
arbeit 17, Handelsgewerbe 2, ſonſtige Lohnarbeit 8. Von
86 weiblichen Arbeitſuchenden wurden in 86 offene
Stellen 21. vermittelt, die verteilen auf: Landwirtſchaft 4,
Holzgewerbe 2, Nahrungsmittelinduſtrie 5, ſonſtige Fabrikarbeit 8,
ſonſtige Lohnarbeit 2,

Für Hausbeſitzer und Fuhrhalter gibt deragnrg folgendes bekannt: Jm auf die verhängnisvolle
Rückwirkungen, die jeder ſtärkere neefall, Tauwetter oder Froſi
auf die Güteran und Abfuhr ausübt, iſt es dringend geboten,
daß mit Rückſicht auf die ſart verminderte Leiſtungsfähigkeit der
Pferde mit allen Mitteln für die Freihaltung der Straßen, ins
beſondere der Fahrdämme von Schnee und Eis geſorgt wird und
bei Glatteis die Fahrdämme mit abſtumpfenden Stoffen beſtreut
werden. Wegen Mangels an Arbeitskräften werden die Haus-
beſitzer bzw. deren Stellvertreter daher aufgefordert, bei Schneefall
für eine genügend breite Fahrbahn auf den Straßen zu ſorgen,
und bei Glatteis die Fahrdämme mit abſtumpfenden Stoffen (z. B.
Aſche) zu beſtreuen, auch die Fahrdämme nach eingetretenem Tau-
wetter wieder reinigen z laſſen. Ebenſo ergeht an die Fuhr-
h die Aufforderung, bei Schneefall zum Zwecke von
Schneefuhren, ſowie zur Unterſtützung der Reinigungsverpflichteten
auf Anfordern durch die Polizeiverwaltung die erforderlichen Ge
ſpanne mit Arbeitskräften zur Verfügung zu ſtellen. Zuwiderndlungen werden nach Maßgabe der beſtehenden Beſtimmungen

trafrechtlich verfolgt.

Eisleben. Zur Kartoffelverſorgung gibt der Magiſtrat folgendesbekannt: Bei der Einkellerung von Kartoffeln im Her o
eine Reihe von Haushaltungen ſich für den erſten Abſchnitt, welcher
ſich bis zum 9. Februar erſtreckt, mit Kartoffeln eingedeckt und
erwarten in nächſter Zeit, daß ihnen vom Wirtſchaftsamt Kartoffel
karten zur Verfügung geſtellt werden. Wir nehmen deshalb Ge
legenheit, darauf hinzuweiſen, daß allen dieſen Haushaltungen
ſeinerzeit eine beſtimmte Menge Kartoffeln zur Abrundung mehr
geliefert worden iſt, wodurch dieſe Haushaltungen je nach der Za
der n w. um 1--4 Wochen über den 9. Febr.hinaus verſorgt ſind. Für die nächſte Woche kommt ſomit die
Lieferung von Kartoffeln beſtimmt nicht in Frage. Wir erſuchen
vielmehr die betreffenden Haushaltungen, Anträge auf Ausgabe
von Kartoffelkarten erſt in der Woche vom 18.--88. d. M. in der
Markenausgabeſtelle, Markt 22, anzubringen. Es wird ihnen dann
genau geſagt werden, ſoweit es ſich die eingelnen Haushaltungen
nicht ſelbſt berechnen können von welchem Tage an dem betreffen
den Haushalte wieder a zuſtehen. Wir nehmen hier-
bei Gelegenheit, die Haushaltungen, die ihre Kartoffeln nicht ent
ſprechend geſtreckt haben, auf den ſtädtiſchen Ver von Karotten
und Kohlrüben hinzuweiſen. Soweit dieſe nicht in den Gemüſe
andlungen vorrätig ſind, können ſie in unſerer Verkaufsſt
üdenhof in den Rachmittagsſtunden von 2 Uhr bezogen werden.

We

Bekanntmachung.
Auf Grund des S des Geſetzes über den Belagerungs betreffend Ausführun immungen zu der Verordnunge ten Angehörigen der Nach nd Ab über den Verkehr ne

chubüberwachungsſtellen aus den Bezirken ſämtlicher
ellvertretenden Generalkommandos für den Bezirk des

jenigen Rechte, die ihnen von ihren ſtellvertretenden Geſetz
Generalkommandos verliehen ſind.

Magdeburg, am 30. Januar 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General

des IV. Armeekorps
Sontag,

872] Generalleutnant.
Bekanntmachung.

Die Jnhaber von Apotheken- und Drogengeſchäften
werden hierdurch aufgefordert, am Dienstag, dem
12. Februar 1918, vormittags von 8 bis 121, Uhr, im
Stadternährungsamt, Marktplatz 22, II. Obergeſchoß,

ſtände:

liderungen;C die Bezugsſcheine für Sacharin in Snpſang u (für Ventile, Klappen, Kolben, Mem-
ranen);Halle, am 11. Februar 1918.

Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in

Verbindung mit S 9b des Geſetzes über den
zuſtand und dem Geſetze vom 11. Dezember 1615, be-
treffend die des Geſetzes über den Belage-
rungszuſtand verordne ich im Jntereſſe der öffentlichen

Sicherheit: e Weder, mentleder, Volan er, Kratzenbänder,Verboten iſt der Vertrieb von Büchern Anwei Spinnyyigderbezäge, Zylinderbezüge, ransport-

r u h riemen und -bänder für Appreturmaſchinen);
jeder Art enthalten. Druckwalzenbezüge.

mit Gefängnis bis zu einem e beſtraft. Sind von
mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf Haft oder

Auf Grund des S 1 der Bekanntmachung über denellvertretenden Generalkommandos 4. Armeekorps die Feredt II Deue men vom 17. W dis (Reichs
l.

1.Treibriemen, Förderbänder, Elevatorgurte jeder Art

mit Ausnahme von Stahlbändern, Rund und Kordel-
ſchnüre aus Leder ſowie die nachſtehend aufgeführten
techniſchen Lederartikel dürfen nur mit Zuſtimmung der
r r Berlin hergeſtellt, verkauft oderſonſt in den

v Als techniſche Lederartikel im Sinne vorſtehenderBeſtimmung gelten folgende aus Leder hergeſtellte Gegen

Näh und Binderiemen;
Manſchetten, Dichtungs-Scheiben und Ringe und

Puffer;
Flanſchendichtungen, Lederpackungen, Stopfbuchſen

Membranen für Meßapparate;
Kupplungsleder, Friktionsſcheibenbelag;

w. Maf rege eSchleifleder (für Schleif- und Polierſcheiben);
Gleitſchutzdecken;
Handleder, grobe Handſchuhe für techniſche Zwecke,

Schurzfelle,
Schläuche für Bagger und Spritzen;
Spinnerei- und

ſtuhlpuffer, Nitſchelhoſen, Florteilriemchen, Schlag-

Die Riemen--Freigabe-Stelle iſt berechtigt, die Er
Zuwiderhandlungen werden, wenn durch die be teilung der im

ſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe bedingt iſt, Bedingungen, insbeſondere auch von der Entrichtung
bühren, abhängig zu machen.

Bekanntmachung

briemen vom 17. Januar 1918.
ReichsGeſetzblatt Seite 36.)

S. 35) wird folgendes beſtimmt:

erkehr gebracht werden.
Ernst Lubitseh in dem Lustspiel

„Der Blusenkönig“
3 Akte urwüchsigen Humors.

Tugendſene haben bie
5 Uhr Zutritt.

AltePromenadetſa
Fernruf 5738.

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIICDDCCDCOODODDDD)DZDDCTDTDD)DDTDNDDODTDODOOVTDTDpop

Das Tagebueh
des Dr. Hart.

Film in 1 Vorspiel und 3 Akten
von Hans Brennert. [873

Gunnar Tolnaes
der Darsteller des Maharadseha
DerMann ohne Gnade.

Drama in 3 Akten.
Ossi Oswalda im Lustspiel

3 Akte.

Bulhy heiatsvermiter
Hamnor.

hrleder, Blaſebalgteile;
dereiartitel (Webervögel, Web O U t S

Poſtſtraße 16, Zimmer Nr. 59, II. Tr. r. [s00

vie Fürſorgevermittlungsſtelle Halleder Kriegsamtſtelle Magdeburg L ſener

ſucht und vermittelt koſtenlos
Jugendfreunde.
Luſtſpiel von Fulda.Sehlafſtellen.

Mittwoch, den 13. Februar
Anfang 7,30 Uhr Ende 10,15 Uhr

Donnerstag: Die Walküre.

bſatz 1 vorgeſehene Zuſtimmung von Wachstuchreste
Geldſtrafe bis zu 1500 Mark erkannt werden.

Die Bekanntmachung tritt am 10. Februar 1918
in Kraft.

Magdeburg, den 2. Februar 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General

des IV. Armeekorps:
Sontag,Generalleutnant. [871

Bekanntmachung.
Freibank Verkauf.

47 Freibank Verkauf am 13. Februar 1918 werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 8 Uhr Nr. 1451--1500, um 11 Uhr Nr. 1651--1750,

9 1501--1550, 12 1751--16850.v 10 1551--1650,
Halle, am 11. Februar 1018.

Der Magiſtrat.

2.Mit Gefängnisſtrafe à u ſechs Monaten und mit

Geldſtrafe dis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſerClaſc wird beſtraft, wer den Beſtimmungen des S 1

oder den bei der Genehmigung feſtgeſetzten Bedingungen
zuwiderhandelt.

Reben der Strafe kann auf Einziehung der Gegen-
ſtände erkannt werden, auf die die ſtrafbare Hand

7200
Reicher lierdestan.

Mittwoch, 13. Februar
abends 8 Uhr:

d. bögelschäſtskonzert

v. Stadttheat.-Orchester
Leitung: Kapellmeister

verkauft billig

J. Sternlieht
Alter Markt 11.

lung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören
oder nicht.

S 3.
Die Beſtimmungen treten mit dem 1. Februar 1918

in Kraft.
Berlin, am 17. Januar 1918.

Der Reichskanzler
Jn Vertretung: Freiherr von Stein.

kö üüküäüüküküükükükkküküküh

„Schmelzers Höhe“
Karl Nöhren.

Eintrittspreis: 50 Pfg.
für die Person

Dauerkarten für Zoo
und Bad Wittekind ha-
ben Gültigkeit. 874Elehendorffstr. 19

u 7
Familienverkehr Treffpunkt

Werte Freunde und Gäſte eilte ger er ein

für Skater.
in groß. Auswahl, empfiehlt

97] D.r

e

beſtät

Grun



cher
von

e

Nr. 36.

Halle und Saalkreis.
Halle, 12. Februar 1918.

„=SJ-ZMehr Arbelterinnenſchut!
Der Reichskanzler hat wieder ein Rundſchreiben erlaſſen, das

ſich mit der Nachtarbeit der Arbeiterinnen beſchäftigt.
Die im Auguſt 1917 gegebene Anregung auf Einſchränkung der

Nachtarbeit und Ueberarbeit der Arbeiterinnen habe ſich in den
meiſten Bezirken, wenn auch nach Ueberwindung anfänglicher
Schwierigkeiten, durchführen laſſen. Da inzwiſchen die Nachfrage
nach weiblichen Arbeitskräften nachgelaſſen habe, dürfe erwartet wer
den, daß in Zukunft nicht wieder Ausnahmen über das zugelaſſene
Maß hinaus bewilligt würden. Jn einigen ſehr induſtriereichen
Bezirken, beſonders im Weſten, ſei es aber trotz der Bemühungen
der, Gewerbeaufſichtsbeamten noch nicht gelungen, die Nacht- und
Ueberarbeit in dem gewünſchten Maße einzuſchränken. Bei den
darüber gepflogenen Verhandlungen habe ſich ergeben, daß es ſich um

Betriebe handelte, deren ungeſtörter Fortgang unbedingt erforderlich
iſt. Da demgegenüber zur Zeit alle anderen Rückſichten zurückge
ſtellt werden müßten, ſo habe man ſich damit abzufinden, daß
einzelnen Betrieben vorübergehend geſtattet wird, Arbeiterinnen
und jugendliche Arbeiter in weiterem Umfange heranzugziehen, als
dies in dem Rundſchreiben vom 11. Auguſt 1917 vorgeſehen iſt.
Dabei ſeien jedoch folgende Grundſätze zu beachten: Schwache und
kränkliche, ſchwangere und ſtillende Arbeiterinnen dürfen zur Nacht-
oder Ueberarbeit nicht herangezogen werden. Werden Arbeiterinnen
über 18 Jahre an der Nachtarbeit beteiligt, ſo ſollen ſie in acht
ſtündigen Arbeitsſchichten beſchäftigt werden; jedenfalls dürfen aber
ihre Arbeitsſchichten einſchließlich der Pauſen 12 Stunden nicht
überſteigen. Für Arbeiterinnen zwiſchen 16 und 18 Jahren dürfen
dieſe Schichten nicht länger als 8 Stunden dauern; für noch jüngere
Arbeiterinnen iſt die Nachtarbeit überhaupt verboten. Arbeiterinnen
jedes Alters, die in längeren als neunſtündigen Schichten einſchließ-
lich der Pauſen beſchäftigt werden, dürfen in zwei Wochen höchſtens
zu ſechs Nachtſchichten herangezogen werden. Wechſelſchichten von
24ſtündiger oder ähnlicher Dauer ſind überhaupt verboten. Eine
neue Erlaubnis zur Ueberarbeit für Arbeiterinnen unter 18 Jahren
darf nur innerhalb dex Grenzen erteilt werden, die in den Fs 138 a
und 139 der Gewerbeordnung gezogen ſind.

Der Vorteil dieſes Erlaſſes beſteht darin, daß er ſich nicht, wie
ſeine Vorgänger, in allgemeinen Wünſchen bewegt, ſondern be-
ſtimmte Anordnungen trifft. Nur gehen dieſe noch nicht weit ge
nug. Es muß unter allen Umſtänden auf Wiederherſtellung der
geſetzlichen Vorſchriften gedvungen werden, die doch wirklich ſehr
beſcheiden waren.

Demeindebeamte als Stadtverordnete.
Vom Verein ſtädtiſcher Beamten in Halle werden wir

um die Aufnahme nachſtehenden Artikels gebeten.
Die Gemeindekommiſſion des Abgeordnetenhauſes hat kürzlich be

ſchloſſen, dem Plenum die Verleihung des ſogenannten paſſiven kom
munalen Wahlrechts an die Gemeindebeamten zu empfehlen. Nach
den Beſtimmungen der preußiſchen Städte- und Gemeindeordnungen
ſind alle beſoldeten Gemeindebeamten nicht wählbar zu Mitgliedern
der Stadtverordnetenverſammlungen bzw. Gemeindevertretungen in
denjenigen Orten, in welchen ſie als Beamte angeſtellt ſind. Die Aus
ſchließung der Gemeindebeamten wird damit begründet, daß die Ge-
meindevertretung dazu berufen ſei, die Tätigkeit der Beamten zu kon
trollieren und gegen etwaige Mißbräuche im Verwaltungsbetriebe einzu-
ſchreiten. Dieſer Zweck könne aber nicht genügend erfüllt werden,
wenn Beamte, deren Tätigkeit kontrolliert werden ſoll, in dieſer Körper-
ſchaft Sitz und Stimme haben.

Dieſer Einwand iſt ſeit Einführung der Städte und Gemeinde
ordnungen nicht mehr ſtichhaltig. Das Kontrollrecht der Stadtverord-
netenverſammlung beſteht heute im weſentlichen darin, den Magiſtrat
daraufhin zu überwachen, ob er die Beſchlüſſe der Stadtverordneten
verſammlung richtig ausführt, insbeſondere im Rahmen der aufgeſtellten
Haushaltspläne gewirtſchaftet hat, und in nur ganz wenigen Fällen
erſtreckt ſich dieſes Kontrollrecht auch auf die dienſtliche Tätigkeit der Be
amten. Jn denjenigen Staaten, in welchen das paſſive kommunale
Wahlrecht für Kommunalbeamte zugelaſſen iſt, wie in Bayern, Braun
ſchweig, SachſenMeiningen, SchwarzburgRudolſtadt und Hamburg
hat man nur günſtige Erfahrungen damit gemacht, es hat ſich insbeſondere gezeigt, Laß die Gemeindevertretung gut daran iſt, wenn in

Dame Dienstag den T. Februar TWr6.

den jeweils u Beratung ſtehenden Gegenſtänden mit der Materie
bewanderte Männer im Gemeinderate mittätig und rechtzeitig ihr ſach-
gemäßes Urteil abzugeben in der Lage ſind. Gerade die tiefere Sach
kenntnis auf den verſchiedenen Gebieten der Kommunalverwaltung und
die dauernde berufliche Fühlung mit der letzteren, läßt den Gemeinde
beamten ganz beſonders befähigt erſcheinen, eine erſprießliche Tätigkeit
in der Gemeindevertretung zu entfalten, ſachgemäße Urteile abzugeben
und die Gemeinde vor Nachteilen zu bewahren.

Reichstagsabgeoröneter
Legien

vorſitzender der Generalkommiſſion der

Gewerkſchaſten Deutſchlands

ſpricht Sonntag vormittag 11 Uhr
im Walhalla Theater zu Halle über
die hochbedeutſame Frage:

was das deutſche

Volk erſtrebt.
Arbeiter, Parteigenoſſen, Gewerk
ſchaftler, erſcheint in Maſſen, arbeitet

auf eine wuchtige Kundgebung hin!

Es gilt eure

Eintrittskarten zum Preiſe von
10 Pfennig ſind von heute an in
der Geſchäftsſtelle der Volksſtimme

zu haben.

Der weſentliche Grund für die Beibehaltung des Ausſchluſſes
dürfte wohl darin zu finden ſein, daß es der Staatsregierung bisher
unerwünſcht war, daß Beamte, die eine Vertrauensſtellung in der
Gemeinde haben ſollen, in das kommunalpolitiſche Getriebe hineingezogen
werden. Die Ausübung eines ſo wichtigen politiſchen Rechtes, wie des
paſſiven Gemeindewahlrechts, mit dieſer allgemeinen Begründung aus
zuſchließen, erſcheint nicht gerechtfertigt, zumal die Gemeindebeamten ja
das aktive Wahlrecht bereits beſitzen, ſich alſo ohnehin mit der Kom-
munalpolitik befaſſen können. Wenn der Beamte bei Ausübung des
paſſiven Wahlrechts ſich durch ſein Verhalten außer dem Amte der
Achtung, des Anſehens oder des Vertrauens, die ſein Beruf erfordert,
unwürdig zeigt, ſo gibt das preußiſche Diſziplinargeſetz die erforderlichen
Handhaben, gegen irgendwelche Unzuträglichkeiten einzuſchreiten.

eigene Sache!

2. Jahrgang.
Einer gewiſſen Gruppe von Gemeindeangeſtellten, wie auch allen

ſtädtiſchen Arbeitern, ſteht außerdem bereits das paſſive Wahlrecht zu.
Irgendwekche Mißhelligkeiten haben ſich dadurch nicht ergeben. Die
gleichen Bedenken würden ja auch bei den Reichs und Staatsbeamten
in Anſehung des ihnen zuſtehenden paſſiven Wahlrechts für die geſetz
gebenden Körperſchaften (Reichstag und Abgeordnetenhaus) des Reiche
und Staates, von denen ſie abhängig ſind und beſoldet werden, geltend
gemacht werden können. Dabei kommt noch in Betracht, daß Reichs
und Staatsbeamte als Landtags und Reichstagsabgeordnete Jmmuni
tät beſitzen, während die Gemeindebeamten als Gemeindevertreter in
jeder Hinſicht diſziplinariſch verantwortlich gemacht werden können, falls
ſie ihr Mandat als Gemeindevertreter mißbrauchen ſollten. Eine nicht
unerhebliche Anzahl Gemeindeangeſtellter, hauptſächlich ſolche in den
Betriebs- und techniſchen Verwaltungen, iſt nicht auf Grund einer
Anſtellungsurkunde als Beamter, ſondern mittels Privatdienſtvertrages
als Privatangeſtellter ohne Beamteneigenſchaft angenommen. Nun er
halten ſelbſt Angeſtellte, die Funktionen öffentlich-rechtlicher Art ausüben
oft keine Anſtellungsurkunde, entbehren mithin der Beamteneigenſchaft.
Perſonen, die ein Kommunalamt nur im Nebenamt oder als Neben-
tätigkeit ausüben oder ein Kommunalamt führen, das ſeiner Art oder
ſeinem Umfang nach nur als Nebentätigkeit anzuſehen iſt, beſitzen
ebenfalls die Eigenſchaft als Kommunalbeamter nicht. Jm Gegenſatz zu
den mit Beamteneigenſchaft Angeſtellten ſind alle dieſe Angeſtellten ohne
Beamteneigenſchaft und die ſtädtiſchen Arrbeiter zu Gemeindevertretern
wählbar. Auch die Lehrer an den höheren und mittleren gemeindlichen
Schulanſtalten ſind wählbar. Es ergibt ſich hieraus innerhalb der in
gleichem Abhängigkeitsverhältnis zur Gemeinde ſtehenden verſchiedenen
Gruppen von Gemeindeangeſtellten eine derart ungleichmäßige Behand
lung in ihrer politiſchen Rechtsſtellung, daß eine Gleichſtellung durch
Gewährung der Wählbarkeit an alle Gemeindebeamten ungabweisbar er
ſcheint. Durch die Neuregelung des Kommunalſteuervorrechts iſt außer-
dem eine alte Vergünſtigung der Beamten in Wegfall gekommen, ſo
daß nunmehr auch die Gemeindebeamten an den Gemeindelaſten in ver-
ſtärktem Maße teilzunehmen verpflichtet ſind.

Die Gemeindebeamten erſtreben die Wählbarkeit nicht deshalb.
um in den Gemeindevertretungen Sonderintereſſen zu verfolgen. Bei
dem Vorurteil vieler Mitbürger über das Beamtentum wäre es lebhaft
zu begrüßen, wenn der Beamtenſtand und die andern Berufsgruppen
einander nähergeführt werden; manche Voreingenommenheit und manche
Reibungsfläche würde durch Zuſammenwirken in den Gemeindevecr-
tretungen beſeitigt werden. Ein Gemeindebeamter als Gemeinde
vertreter wird fich in ſeinen Entſchließungen nicht von perſönlichen
Intereſſen leiten laſſen. Die Gemeindebeamtenſchaft hat in der langen,
ſchweren Kriegszeit bis zum äußerſten ihre Pflicht getan und wird
auch künftig nicht ablaſſen, alle Kräfte der Gemeinde und damit dem
Vaterlande zu widmen. Sie hat damit aufs neue ihre unbedingte Zu
verläſſigkeit und Treue dargetan. Sie darf daher erworten und
hoffen, daß die Ausnahmeſtellung, in der die preußiſchen Gemeinde
beamten gehalten werden, baldigſt beſeitigt und daß ihnen das volle
Staatsbürgerrecht bewilligt wird. Was in Bayern, Braunſchweig,
SachſenMeiningen, Schwarzburg-Rudolſtadt und Hamburg möglich iſt,
das muß auch in Preußen möglich ſein.

Klagen der Halleſchen Getreibehändler. Bekanntlich führen
die Großhändler in Halle, ſo wie anderwärts eben auch, ſchon ſeit
langer Zeit lebhafte Klage darüber, daß ihnen durch die immer
weiter um ſich greifende ſtaatliche Bewirtſchaftung eine Profit

möglichkeit nach der anderen genommen worden iſt und i
nenderweiſe hat ſich die örtliche Organiſation der Fortſchrittlichen

Volkspartei dieſer Klagen ſehr energiſch angenommen, getreu des
alten mancheſterlichen Standpunktes dieſer Partei vom freien Spiel

und behandelten ſodann die Tatſache, „daß der Halleſche Getreide-
händler, organiſiert im Verein für Getreide- und Produktenhandel,
noch im beſonderen in dieſes Horn getutet. Sie wandten ſich auf
einer Verſammlung zunächſt gegen die Abſicht der Agrarier, von
ſich aus ein aller ſtaatlichen Aufſicht entzogenes Syndikat zu bilden,
und behandelten ſodann die Tatſache, „daß der halliſche Getreide
handel ſeit der Uebernahme der Bewirtſchaftung des Brotgetreides
durch den Staat im Februar 1915 ein im ganzen Deutſchen
Reiche einzig daſtehender Fall von der Mitarbeit gänzlich aus
geſchloſſen iſt.“ Einer ihrer Redner legte dar, daß insbeſondere die
jenigen Händler, die ihre Kundſchaft im Saalkreiſe hatten, trotz
der von den zuſtehenden Stellen erlaſſenen Anordnungen: bei der
Auswahl der Kommiſſionäre den ſchon im Frieden im Kommunal-
verbande tätigen Handel zu berückſichtigen, von der Kreisbehörde
auf ihr Erſuchen um Beſchäftigung nicht berückſichtigt worden ſeien.
An Stelle der im Getreidehandel ſeit 30--40 Jahren tätigen und er
fahrenen Kaufmannſchaft wären Aufkäufer beſtellt worden, die
früher hin und wieder als kleine Makler Poſten Getreide gehandelt
hätten, bar jeder kaufmänniſchen Bildung. Die Halleſche Kauf-
mannſchaft dagegen ſei beſchäftigungslod. Noch ſtärker aber trete
die Zurückſetzung der Händler des Stadtkreiſes Halle hervor, wenn

das FRbenteuer der Veuſahrsnacht.

5] Novelle von Heinrich Zſchokke.
Kaum hatte er ſich in der Maſſe der Uebrigen verloren,

kniff ihn eine weibliche Maske, die ſchwarz beflort in tiefen
Trauerkleidern einherging, freundlich in den Arm und
flüſterte: „Schmetterling, wohin? Flößt Jhnen die ver
laſſene Witwe kein Mitleiden ein?“

Philipp erwiderte gar höflich Schöne Witwen finden
nur Tröſter zu viel; darf ich mich zur Zahl Jhrer Tröſter
zählen

„Warum ſind Sie ſo ungehorſam, und äenderten die
Maske nicht?“ ſagte die Witwe, indem ſie mit ihm ſeitwärts
ging, wo ſie freier mit ihm ins Geſpräch treten konnte: „Glau
ſn Sie denn, Prinz, daß Sie nicht von Jedem hier erkannt
ind?“ 3

„Die Leute,“ verſetzte Philipp, „ſind doch ungewiß, und

irven ſich in mir.“ ſehen Sie ſuh nicht auf
„Wahrhaftig nicht, Prinz; und Bl ie ſich nicht ader Seg? anders, ſo verlaſſe ich Sie für den ganzen Abend.

Denn ich möchte meinem Mann keinen Anlaß zu einem Auf
tritte geben.“

wußte Philipp, mit wem er es zu tun hatte. Siewaren La re e ine de Sind die Roſen ſo ſchnell
verblüht?“

„Was iſt nicht vergänglich? Beſonders Männertreue!
Jch ſah wohl, wie Sie mit der Carmeliterin davon ſchlichen.

Sie nur Jhre Flatterhaftigkeit. Sie können nicht
mehr leugnen,“

„Hml“ verſetzte Philipp trocken: „Klagen Sie mich nicht
an, ſonſt klag' ich Sie auch an. W

m Beiſpiel, ſchöner Schmetterling?
ge s gibt zum Beiſpiel, doch keinen treuern Mann, als

den arſcha„Das iſt er wohl. Und ich habe Unrecht, wahrlich, großes
Unrecht, Sie zu viel angehört zu haben Jch mache mir V
würfe genug. Er hat leider unſer Verhältnis t

it der letzte Redoute am Hofe, ſchöne Wi

„Wo Sie zu ausgelaſſen und unvorſichtig waren, ſchöner
Schmetterling.“

„Machen wir's wieder gut. Trennen wir uns. Jch ſchätze
den Marſchall. Jch mag ihn meinetwegen nicht leiden ſehen.“

Die Witwe betrachtete ihn eine Weile ſprachlos.
„Haben Sie,“ fuhr Philipp fort, „wirklich einige Achtung

für mich, ſo reiſen Sie mit dem Marſchall nach Polen zu
Jhren Verwandten. Es iſt beſſer, daß wir uns nicht zu viel
ſehen. Eine ſchöne Frau iſt ſchön; eine treue, tugendhafte
Frau iſt aber noch ſchöner.“

„Prinz!“ rief die beſtürzte Marſchallin: „Jſt das Jhr
Ernſt? Haben Sie mich je geliebt oder belogen?“

„Sehen Sie,“ ſagte Philipp, „ich bin ein Verſucher ganz
eigner Art. Jch ſuche die Tugend und Treue unter den
Weibern, und „Finde ſie ſo ſelten. Die Treueſte und Tugend-
hafteſte kann mich allein feſſeln darum feſſelt mich keine.
Doch, holla, nein, daß ich nicht lüge. Eine hat mich gefeſſelt.
Aber, es tut mir leid, Frau Marſchallin, das ſind eben Sie
gerade nicht.„Sie ſind in einer abſcheulichen Laune, Prinz!“ ſagte die
Witwe, und das Zittern ihrer Stimmezund das Auf und Ab
wogen ihres Buſens verriet, was in ihr vorging.

„Nein,“ erwiderte Philipp, „ich bin, ſo wahr ich lebe, in
der ehrlichſten Laune von der Welt. Jch möchte gern einen
dummen Streich wieder gut machen. Jch hab' es Jhrem Manne
auch geſagt.

„Wie?“ rief die Witwe erſchrocken: „Sie haben dem
Marſchall alles offenbart?“

„Nicht eben alles, nur was ich wußte.“
Die Witwe wandte ſich in heftiger Bewegung rechts und

links. rang die Hände. Endlich fragte ſie: „Wo iſt mein
Mann?“

Philipp zeigte auf den Mameluken, der in dem Augen
blick mit langſamen Schritten daher kam.

„Prinz!“ ſagte die Witwe mit einem Tone voll unaus-
lichen Zorns: „Prinz, verzeihe Jhnen Gott, ich kannLe Soler he

en nie verzeihen. Abſcheulichkeit hielt ich nie das
Herz eines Menſchen fähig. Sie ſind ein Verräter.
Mein Man iſt ein Ehrenmann im Mameluken-
kleide, Sie ſind ein Mameluk im Ehrenkleide. Jn dieſer Welt
ſehen Sie mich nicht wieder.“ Mit dieſen Worten wandte

ſie ihm ſchnell und ſtolz den Rücken, ging auf den Mameluk
zu, und verlor ſich mit ihm, wie man ſah, in eine ſehr ernſte
Unterredung.

Phlipp achte heimlich vor ſich in den Bart und dachte
bei ſich: „Mein Subſtitut, der Nachtwächter, mag. ſehen, wie
er zurecht kommt. Jch ſpiele meine Rolle in ſeinem Namen
ſo übel nicht. Wenn er nur morgen ſo ehrlich fortfährt, wie
ich angefangen habe.“

Er trat zu den Tanzenden, und erblickte mit Vergnügen
die ſchöne Carmeliterin in den Reihen der Tänzerinnen an
der Seite ihres überglücklichen Braminen. Dieſer ward den
feuerfarbenen Domino kaum gewahr, ſo warf er ihm eine
Kußhand zu, und bezeichnete pantomimiſch die Höhe ſeiner
Seligkeit. Philipp dachte bei ſich: „Schade, daß ich nicht Prin;
für Zeitlebens bin. Die Leute ſollten bald alle mit mir zu
frieden ſein. Es iſt in der Welt nichts leichter, als ein Prinz
zu ſein. Mit einem Worte vermag er mehr, als der beſte
Advokat mit einer langen Rede. Er hat das Vorrecht geradezu
zu gehen und frei von der Leber weg zu ſprechen. Ja, wenn
ich Prinz. wäre, dann wäre mein Röschen für mich ver
loven. Nein, ich möchte nicht Prinz ſein.“

Er ſah nach der Uhr, es war erſt halb zwölf Uhr. Da kam
der Mameluk in Haſt auf ihn zu, zog ihn auf die Seite, und
gab ihm ein Papier. „Prinz,“ rief der Mameluk, „ich möchte
zu Jhren Füßen fallen, und Jhnen im Staube danken. Jch
bin verſöhnt mit meiner Frau. Sie haben ihr Herz ge
brochen; aber es iſt gut, daß es geſchah. Sie will noch dieſe
Nacht abreiſen. Sie will auf den Gütern in Polen bleiben.
Leben Sie wohl. Jn welcher Stunde es auch ſei, ich erwarte

Hoheit n den Tod zu gehen. Mein Dank iſt ewig. Leben
Sie wohl!“

„Halt!“ rief Philipp, da der Marſchall ſchnell davon
wollte: „Was ſoll ich mit dem Papier?“

Der Marſchall antwortete: „Es iſt meine Spielſchuld
von voriger Woche, die ich faſt vergeſſen hatte, und jetzt bei
der Abreiſe nicht vergeſſen möchte. Jch habe den Wechſe
auf Jhre königliche Hoheit endoſſiert.“ Damit verſchwand der
Marſchall.

(Fortſetzung folgt.

Jhre Befehle, wenn es darauf ankommt, für Jhre königliche



ſſhan die einſeitige Bevorzugung der Zentralgenoſſenſchaft Halle beider Beſtellung als Oberkommiſſär in Sarccht ziehe, wiewohl die

Zentralgenoſſenſchaft Halle auch nur ein Handelsunternehmen wäre,
die ihren Sitz in keinem der unten erwähnten Kreiſe hat. Jn nicht
weniger als ſieben Kommunalverbänden ſei die Zentralgenoſſen-
ſchaft Halle als Oberkommiſſionär tätig, in einigen davon außerdem
ich deren Unterabteilung, die Kornhausgenoſſenſchaft Halle, als
Unterkommiſſionär. Die Händlerſchaft von Halle ſei als geſchloſſene
Korporation mindeſtens von gleicher Lei fähigkeit wie die
Jeniralgenoſſenſchaft Halle und könne infolgedeſſen auf gleiche Be
rückſichtigung Anſpruch erheben. Das Verlangen der in einer
G. m. b. H. zuſammengeſchloſſenen Getreidehändler von Halle, anStelle der gentraigenoſenſchaſt als Oberkommiſſionär einigen

der von dieſer jetzt bewirtſchaftten ſieben Kommunalverbände be-
ſ igt zu werden, halten ſie daher für nicht unbillig, ſondern er

n darin im Gegenteil einen Ausgleich für die während des
Krieges uns entſtandenen Verluſte infolge der vollſtändigen Lahm-
legung ihres Geſchäftes. Die G. m. b. H. bringe ein Kapital von
mehr als 100 000 Mark auf und ſei bereit, falls es verlangt wird,
denſelben Betrag nochmals als Bürgſchaft zu hinterlegen. Die
Halleſche Händlerſchaft bittet daher die Leiter derjenigen Kommunal-
verbände, in denen die Zentralgenoſſenſchaft Oberkommiſſionär iſt
Saalkreis, Schweinitz, Mühlhauſen i. Thür., Langenſalza, Delitzſch,
Oſterburg und Eckartsberga), dahin zu wirken daß die zu einer Ge
ſellſchaft zuſammengeſchloſſenen Händler der Getreidebranche des
Stadtkreiſes Halle im neuen Wirtſchaftsjahre, ab 15. Auguſt 1918,
als Oberkommiſſionär beſchäftigt werden. Jn dieſem Sinne will
man ſich beſchwerdeführend an die Regierung wenden.

Gegen die markenfreie Wurſt. Die immer ſtärker hervor
tretenden Mißſtände bei dem Verkauf von markenfreier Wurſt haben
den Berliner Magiſtrat gezwungen, die Herſtellung und den
Verkauf dieſer Wurſt amtlich zu regeln. Hiernach iſt in Berlin die
gewerbliche Herſtellung und der Verkauf ſowie auch der Verkauf
außerhalb Berlins heryeſtellter und nach dort eingeführter marken-
freier Wurſt mit oder ohne Umhüllung nur mit ehe des
Magiſtrats geſtattet. Die Anträge ſind ſchriftlich einzureichen. Hier-
dei iſt die Art und Menge der Wurſt, deren Herſteller und Her-
ſtellungsort ſowie der Groß und. Kleinhandelspreis genau anzu
geben. Die Genehmigung muß auch dann eingeholt werden, wenn
dereits durch andere Vorſchriften eine polizeiliche oder ſonſtige Ge
pehmigung angeordnet iſt. Die Herſtellung, die Einfuhr und der
Terkauf ſolcher Wurſt, zu deren Herſtellung das Fleiſch von Tieren
verſchiedener Art verwendet worden iſt, iſt überhaupt verboten. Jn
jeder Verkaufsſtelle muß ein bequem ſichtbarer Anſchlag darüber
angebracht ſein, daß der Verkauf der Wurſt mit Genehmigung des
Magiſtrats erfolgt. Ebenſo ſind die Preiſe für die einzelnen Wurſt-
arten deutlich lesbar anzuſchlagen.

Die Fürſorgeſtelle für Lungenkranke, Salzgrafenſtraße 1,
Sprechſtunden täglich 4 bis 5 Uhr nachmittags, hat ſich bekanntlich
die Aufgabe geſtellt, Lungenkranke unentgeltlich zu unterſuchen und
über die Maßnahmen aufzuklären, die zu ihrer Geneſung und zur
Bekämpfung der Tuberkuloſe im allgemeinen dienen können. Sie
gibt den Kranken Verbaltungsmaßregeln und ſucht die Angehörigen
vor Anſteckung zu ſchützen, übernimmt jedoch nicht die ärztliche Be
handlung des Kranken, ſondern ſucht ihre Ziele zu erreichen durch
frühzeitige Ermittlung der Lungenkrantken, ärztliche Unterſuchung
des Kranten und ſeiner Angehörigen, Aufklärung der Familien, Ver-
mittlung eines Heilverfahrens für heilbare Lungenkranke und
Fürſorge für bedrohte Angehörige, Beſeitigung der gefährlichſten
Entſtehungsherde (Trennung des Kranken, n Woh
nung und Kleidung), Unterſtützung der Angehörigen ſolcher Lungen-
krarker, die ſich in Heilſtätten befinden.

Aerzkliche Fürſorge für Kriegshinkerbliebene. Es dürfte noch
nicht genügend bekannt ſein, daß auch den nicht gegen Krankheit ver-
ſicherten unbemittelten Kriegerwitwen und ihren Angehörigen ebenſo
wie den Kriegerfrauen im Falle der Bedürftigkeit freie ärztliche Be
handlung und freie Arznei durch die Halleſchen Kaſſenärzte auf Grund
eines Krankenſcheines gewährt wird. Vorkommenden Falls iſt der
erforderliche Krankenſchein im Bureau der ſtädtiſchen Kriegshinterbliebe
nenFürſorge, Kleine Steinſtraße 8, Zimmer Nr. 28, zu beantragen.
Arztrechnungen von Aerzten, die ohne vorherige Ausſtellung eines
Krankenſcheines in Anſpruch genommen worden ſind, können nur aus
nahmsweiſe, wenn ein dringender Fall vorgelegen hat, bezahlt werden.

Eine ſtaatliche Schule für Säuglingspflege iſt in Verbindung mit
der Krankenpflegeſchule an den vereinigten kliniſchen Anſtalten zu Halle
gegründet worden. Weibliche Perſonen, die in dieſe Schule eintreten
wollen, werden das erſte Halbjahr in der ſtaatlichen Krankenpflegeſchule
und das zweite Halbjahr in der Säuglingspflegeſchule ausgebildet. Der
Unterricht in beiden Schulen iſt unentgeltlich, abgeſehen von einer ge
ringen Einſchreibegebühr. Andererſeits haben aber die Schülerinnen
während der ganzen Zeit ſelbſt für Wohnung und e aufzu
kommen. Die Ausbildung geſchieht von vornherein am Krankenbett,
ohne daß den Schülerinnen die Arbeit von Dienſtmädchen oder Wärte
rinnen zugemutet wird. Andererſeits müſſen ſie ſich jedoch verpflichten,
auch die Pflege infektiöſer Kranker zu übernehmen, ſobald es vom
Direktor für notwendig gehalten wird.

Die dung Halleſcher Kinder aufs Land ſoll bereits wäh
rend der allernächſten Zeit vom Städtiſchen Jugendamt unter Mithilfe
der Schulen in die Hand genommen werden. Die Schule hat geeignete
Vorſchläge zu machen und wird bei der r der häuslichen wirt
ſchaftlichen Verhältniſſe von den ſtädtiſchen Waiſenpflegerinnen unter
ſtüt. Zur Aufklärung der betreffenden Eltern ſind Elternabende ge

die von den Rektoren der Volksſchulen nächſtens abgehalten
werden und in denen die Eltern die nötigen Belehrungen über Zweck
und Art des Landaufenthalts, über Ausſtattung ihrer Kinder mit
Kleidung und Wäſche, über das von Kindern und Eltern erwartete Ver
halten gegenüber den gaſtlichen ländlichen Familien ſowie über ſonſtige
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Bedingu erhalten ſollen. Die hiernach notwendigen M enhaben h des Februar bei den Rektöoren der einzelnen

en. e fe llten Vorſchlagsliſten werden an
e lverwaltung an das Jugendamt weitergereicht.

Meldung iſt notwendig, da die erſtmalig angegebenen Zahlen für
Verteilung der Kinder auf die einzelnen Kreiſe und Ortſchaften grund-
J ſind. übrigen iſt. der Landaufenthalt diesmal 3 bis
4 Monate geplant, berechnet etwa vom Mai an. Außerdem ſollen die
Eltern zu den Koſten einen vor der Abreiſe zu
zahlenden Beitrag von 10 Mark für jedes Kind leiſten. Von der Er
hebung dieſes Beitrags darf das Jugendamt nur dann abſehen, wenn
große Bedürftigkeit vorliegt.

PrvovinzialAuskunfsſtelle für Kriegshinterbliebene. Wieder
holten Anregungen folgend, hat der Oberpräſident der Provinz
Sachſen eine Auskunfsſtelle für Kriegshinterbliebenenfürſorge ein-
gerichtet und dem Oberpräſidium angegliedert. Dieſe Auskunfts-
ſtelle ſoll die Zentralſtelle ſein für die Kreisausſchüſſe der National
ſtiftung und für die örtlichen e in der Provinz bzw.

r den ganzen Bezirk des vierten Armeekorps. Rat und Aus
nft kann alſo von Behörden und von Privatperſonen dort ein

geholt werden. Die Leitung der Auskunfsſtelle liegt in den Händen
des Schriftführers der Nationalſtiftung. Bei der ſachlichen Be-
grbeitung der Fragen wird, ſoweit ſie militäriſche Hinterbliebenen
fürſorge betreffen, ein Mitglied der Königlichen Jntendantur, ſo
weit andere Gebiete in Betracht kommen, das Wohlfahrtsamt der
Stadt Magdeburg mitwirken. Angelegenheiten der National-
ſtiftung oder der ihr liederten iftungen bearbeitet der
Leiter der Auskunftsſtelle. e Anfragen ſind an die Auskunfts-
ſtelle für Kriegshinterbliebenenfürſorge bei dem Königlichen Ober-
präſidium in Magdeburg zu richten.

Die e Das Sammeln von Wildfrüchten, das
bisher in überwiegendem Maße dem Eifer der Schuljugend überlaſſen
war, ſoll nun, wie bereits mitgeteilt, amtlich in großem Maßſtabe durch
eine neue Kriegsgeſellſchaft in die Wege geleitet werden. Alles, was
wild auf Feld und Flur, im Walde oder im Moor wöächſt, der Ernäh-
rung und der heimiſchen Induſtrie dienlich ſein kann, ſoll im Wege einer
großen Organiſation geerntet und an beſtimmte Sammelſtellen abge
liefert werden: Pilze, Beeren, Ebereſchen, Kräuter uſw. Die Organi-
ſation iſt etwa wie die Obſterfaſſung gedacht. In den einzelnen Bezirken
ſollen Hauptſammelſtellen eingerichtet werden. Dieſe ſenden bezahlte
oder freiwillige Sammler, die natürlich über den Gebrauchswert der
einzuſammelnden Früchte und Pflanzen unterrichtet ſind. Die auf dieſe
Weiſe eingebrachte Ernte wird in der Hauptſache je nach ihrer Verwen
dungsfähigkeit den Marmelade, Tee, Tabakfabriken uſw., die in der
Nähe der jeweiligen Hauptſämmelſtelle liegen, zur Verarbeitung über
geben, und die fertigen Fabrikate werden dann nach Maßgabe des Be-
dürfniſſes in ganz Deutſchland verteilt.

Beſchlagnahmte Kohlen und ihre Prefſe. Mit dem Fortſchreiten
des Winters mehren ſich die Fälle, in denen vor allem die kommunalen
Behörden genötigt ſind, Brennſtoffe bei Verbrauchern zu beſchlagnah-
men, die allzu hohe Beſtände empfingen. Hierzu wird mitgeteilt: Vor
läufiger Uebernahmepreis hierfür iſt der Tagespreis, der für die be
treffende Brennſtoffart beſtimmt iſt, d. h. der Preis, der am Tage der
Uebernahme an dem Ort der Uebernahme für die fragliche Sorte gilt,
ſodaß alſo z. B., wenn Kohle im Keller beſchlagnahmt wird, der ört-
liche Tagespreis „frei Keller'. Die Zahlung des Uebernahmepreiſes

ports vom Beſitzer zum Empfänger fallen dem letzteren zur Laſt. Jm
übrigen ſind alle dieſe Feſtſetzungen, die ſich auf den Uebernahmepreis
beziehen, nur vorläufig; die endgültige Entſcheidung ſteht immer m
dafür beſtimmten erwähnten Schiedsgericht zu.

Ueber die Lage des mitteldeutſchen Braunkohleubergbaues
berichtet der Deutſche Braunkohlen-Jnduſtrie-Verein in Halle: Jm
mitteldeutſchen Braunkohlengebiet war die Nachfrage nach Roh-
kohlen und Briketts auch im Dezember ſehr lebhaft und überſtieg
die Leiſtungsfähigkeit der mit Ueberſtunden tätigen Werke.
Abſatz litt erheblich unter dem beſtehenden Wagenmangel. Gleich-
wohl wurden faſt überall die Ergebniſſe des November 1917 ſowie
des Dezember 1916 erreicht. Teilweiſe war dem Vorjahr gegenüber
für Kohle und Briketts eine Verbeſſerung feſtzuſtellen.

Beſtrafte Kindesausſetzung. Die ledige galiziſche Arbeiterin
Viktorig Kuywonos hatte am 1. Januar in der Klinik ihr zweites
Kind geboren, das ſie nach ihrer Entlaſſung aus der Klinik am
6. Januar in einem Hauſe am Steinweg ausgeſetzt hat. Die noch
nicht beſtrafte Angeklagte wurde jetzt vom Schöffengericht antrags-
d der geringſten zuläſſigen Gefängnisſtrafe von 6 Monaten
ve ilt, auf die 3 Wochen der Unterſuchung als verbüßt an
gerechnet wurden.

Das Suchen nach Vermißzien. Der Provinzialverein vom Roten
Kreuz, Abteilung „Suchſtelle für Vermißte“, Magdeburg-Hanptbahnhofchreibt uns: Nach einer Zuſchrift aus unſerer Vrovim iſt von einer

uskunftei an Angehörige von Vermißten ein Angebot ergangen, Lor
Nachforſchungen nach Vermißten anzufſtellen. Die „Such

ſtelle für Vermißte“ macht daher beſonders darauf aufmerkſam, daß alle
Nachforſchungen, die ſeitens des Roten Kreuzes erfolgen, vollſtändig
unentgeltlich ſind, und daß der Tätigkeit. irgendwelcher Bureaus keine
andern Hilfsquellen zur Verfügung ſtehen als die dem Roten Kreuz
Zpoena den Infolgedeſſen ſei es nicht notwendig, Geld für private

achforſchungen auszugeben. Man wende ſich bei Nachforſchungen ſtets
an die zuſtändigen Rote-Kreuz-Stellen.

Gewerkſchaftskartell Halle. Da am nächſten und übernächſten
Mittwoch die Räume des Volksparks anderweit beſetzt ſind, findet
die fällige Kartellſitzung erſt Mittwoch, 27. Februar, ſtatt.

Ueber die gegenwärfige Handhabung des
wird uns von der Polizeiverwaltung in Halle folgendes mitgeteilt: Nach

joll Zug um Zug gegen die Uebergabe erfolgen, die Koſten der Trans

Der

n e

den Verordnungen des 77 v. Kommandierenden Generals vom
31. 7. 14 und 1. 12. 14 hat ſeder, der eine Verſammlung in einem
e oder unter freiem Himmel oder einen ußzre auf

chen Straßen und Plätzen Veranſtalten will, hierzu mindeſtens

g. e e c d zu Angabe dese Pale e eWeiter darf nach der Bekanntmachung des Herrn ſtellv.
den Generals vom 20. 10. 17 die e Verſamm
lungen und dent nicht früher die er e r en ammlung e w ch men Begr erſammlungen fallen nicht nur öffentliche, po e, ſondern Verſammli jeder Art, r Vereinsv mlungen uſw.
Es macht ſich demnach z. B. der Vorſitzende eines eins, der eine
Vere mlung in der Zeitung oder durch Rundſchreiben und dergl.
ankündigt, ſtrafbar, wenn die polizeiliche Erlaubnis zur Abhaltung der
Verſammlung noch nicht erteilt iſt, Ferner macht er ſich ſtrafbar, wenn
er dieſe Verſammlung abhält, ohne dazu die polizeiliche Genehmigung
erhalten zu haben. Die Polizeiverwaltung erteilt über jede genehmigte
Verſammlung einen ſchriftlichen Beſcheid.

Bund zur Erhallung und Mehr der deutſchen VolkskrDer kürzlich tagende bei ausſchuß des Lunde hat Tr t
Beſchluß gefaßt, in Zukunft nur noch an Mitglieder des Bundes Acker-
land zu verpachten. Alle diejenigen Perſonen, die jetzt vom Bund
Ackerland gepachtet haben, werden ausdrücklich auf dieſen Beſchluß hin

Es iſt zu hoffen, daß die zahlreichen Vorteile, die der B
eſonders den Ackerpächtern bietet, dieſe veranlaßt, bereits in dieſem

Jahre dem Bund beizutreten. Der Mitgliedsbeitrag betr im
Minimum 1. M. Die Kleinpächter haben, abgeſehen von der
lichkeit, Land zu beſitzen, den Vorteil, daß für ſie das Saatgut und
Düngemittel beſorgt werden. Es iſt eigentlich gen ſelbſtverſtändlich,
daß jeder Kleinpächter Mitglied des Bundes ſein müßte, denn er hat
ja das größte Intereſſe daran, daß der Bund blüht und gedeiht. Die
Zahl der Mitglieder muß in dieſem Jahre unter allen Umſtänden auf
über 5000 anwachſen. Gleichzeitig werden die bisherigen Mitglieder
des Bundes nochmals darauf aufmerkſam gemacht, daß unbedingt die
Mitgliedskarte erneuert werden muß, und zwar auf der Geſchäftsſtelle
des Bundes, Magdeburger Straße 31.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater.

ſtark im Blute ſitzt. Hinzu kommt aber eine un r

bisherige e aeg brachte

außerdem aber eine hier noch nicht ge „Frühlings-Sinfonie“ von
J. J. Abert. Dieſes Werk, in vier gefaßt, iſt leicht und ziem
lich überſichtlich gehalten, von teilweiſe recht beſtrickendem, auch
nicht immer originellem und einer ſehr glücklichen C
teriſtik. Am beſtechendſten daran jſt wohl das Ausmalen des
lingsſturmes (1. Satz) und der Liebesſeligkeit (3. Satz), die beide
das eine mit ſeiner Gewalt, das andere mit ſeiner Zartheit eine
ebenſo tiefe Empfind wie vollendete er der Jnſtrumen
tierungskunſt verraten. Orcheſter gab ſämtliche Werke ausgezeichnet
wieder, vor allem jedoch die Abertſche Sinfonie. cw.
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Stadttheater. r Dienstag, wird Glucks „Jphigenie auf
Tauris“ mit Dina Mahlendorff in der Titelrolle wiederholt, Mitt
woch „Jugendfreunde“, Donnerstag „Die Walküre“, T „Die

unBraut von Meſſina“, Sonnabend „La Serva Padrona „Der
rbrochene Krug“. Am Sonntag geht nachmittags 33 Uhr als

Fremdenvorſtellung zu ermäßigten Preiſen „Die FörſterChriſtl“
in Szene, abends 716 Uhr d'Alberts „Die toten Augen“,

Vorträge des Bundes f Erhaltung und Mehr der deut
ſchen Volkskraft. Nächſten Mittwoch, 18. Februar, abends 834 Uhr,
ſpricht Herr Prof. Dr. Abert über: Aus Halles muſikaliſcher Ver

Der bereits angekündigte Vortrag von Herrn Dr.
ichwald fällt infolgedeſſen aus. Das Vortrag s Herrn

Prof. Dr. Abert dürfte eine ganz beſondere Angiehungskraft aus
üben. Deshalb machen wir darauf aufme daß an der Abend-erfügung hen
kaſſe eine Anzahl von Eintrittskarten zur

5

Oeffentliche
Volksversammlung

Vortrag des Reichstagsabgeordneten Karl Legien,
Vorſitzender der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands

Was das deutſche Volk erſtrebt.
r Eintritt 10 Pf. W Karten ſind im Verlag der Volksſtimme ſowie Sonntag von 10! Uhr im WalhallaTheater zu haben.

Die Leitung der Verſammlung liegt in den Händen der Einberufer.

Der ſozialdemokratiſche Verein für
J. A.: Ad. Thiele, Vorſitzender.
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